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DIE KONJUNKTUR IN SCHLESWIG-HOLSTEIN 

1970/71 1971/72 
Veränderung 

Monatsdurchsehn i tt in% 
Septemberbis Januor1 

INDUSTRIE 
2 

Produkt ionsindex 1962 = 100 167 166 - 0 
Beschäftigte 1 000 193 190 - 2 
Umsatz3 

Mill . DM I 130 1 281 + 13 
Geleistete Arbeiterstunden Mi II . Std. 25 23 - 5 

BAUWIRTSCHAFT UND BAUTÄTIGKEIT 

Ge I e i stete Arbeitsstunden Mill. Std. 8,5 8,2 - 3 
Zum Bau genehmigte Wohnungen Anzahl 2 012 2 700 + 34 

HANDEL 

Ausfuhr Mill. DM 177,0 241,7 + 37 
Ausfuhr ohne Schiffe Mill. DM 165,0 188,8 + 14 

VERKEHR 

Zulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge Anzahl 7065 6 942 - 2 

PREISINDEXZIFFERN (Bundesgeb iet) 

Einkaufspreise für Auslandsgüter 4 1962 = 100 106,8 104,0 3 -
Grundstoffpreise 4 1962 = 100 103,7 105,5 + 2 
Erzeugerpreise 

industrieller Produkte4 1962 = 100 109,2 113,3 + 4 
landwirtschaftlicher Pradukte 4 1961/63 = 100 97, I 104,8 + 8 

Lebenshaltung 5 

insgesamt 1962 = 100 124,9 132,7 + 6 
Nahrungs- und Genußmittel 1962 = 100 117,1 124, I + 6 

GELD UND KREDIT 

Bestand am Monatsende 
kurzfristige Kredite 6 Mill. DM 3 345 3 968 + 19 
mittel- und langfristige Kredite 

7 
Mill . DM 12 666 13 911 + 10 

Sporeinlogen Mill. DM 5 552 6 200 + 12 

STEUERAUFKOMMEN 

Umsatzsteuer/Mehrwertsteuer 8 
Mill. DM 83 91 10 + 

Veranlagte Einkommensteuer Mill. DM 45 57 + 26 
Lohnsteuer Mill . DM 115 142 + 2d 
Steuereinnahmen des Landes Mill. DM 175 200 + 14 

-

1) bei •Geld und Kredit": August bis Dezember 2) Betriebe mit Im ollgemeinen 10 und mehr Beschäftigten; ohne Bauindustrie 
und ohne öffentliche Gos-, Wasser- und Elektrizitätswerke 3) ohne Umsatz in Handelsware, ohne Er löse ous Nebengeschäften 
und ohne Umsatzsteuer 4} ohne Umsotz(Mehrwert}steuer 5} 4-Personen-Arbeitnehmer·Haushalt mit mittlerem Einkommen des 
olleinverdienenden Hausholtsvorstondes; lebenshaltungsousgaben von rund 750 DM monatlich noch Verbrauchsverhältnissen 
von 1962 6) an d ie Nichtbankenkundschaft 7) on die Nlchtbonkenkundschoft; einschließlich durchlaufender Kredite 
8) einschließl ich Einfuhrvmsotuteuer 
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Aktuelle Auslese 
Oberdurchsehn ittl i eh es wirtschaftlieh es 
Wachstum in Schleswig-Holstei n 

Das Bruttoinlandsprodukt erreichte in 

Schleswig-Holstein im Jahre 1971 einen Wert 

von 25,0 Mrd. DM, das bedeutet gegenuber 1970 eine Stei­

gerung von 2,7 Mrd. DM oder 11,9 %, während im gesamten 

Bundesgebiet eine Steigerungsrote von 10,6% erzielt wurde. 

Damit schneidet Schleswig·Holstein in seiner wirtschaft­
lichen Entwicklung im Vergleich zu den anderen Bundes­

ländern recht gut ob, denn Schleswig·Holstein liegt hinter 

Bremen, Rheinioncl-Pfalz und Soorland an 4. Stelle unter 

den Bundesländern. 

mößi ge Zuwachsrote beträgt noch ersten vorläufigen Berech­

nungen 4,2 % gegenüber 2,7 % im Bundesgebiet. Auf die 

Preissteigerungen entfallen danach in Schleswig-Holstein 

7,7 %, womit Schleswig-Holstein geringfügig unter der 

Preissteigerungsrote des Bundes (7,9 %) liegt. 

Über drei Viertel Mi l lionen Kraftfahrzeuge 

Im Jahre 1971 ist in Schleswig-Holstein der 

Bestand an zulossungspflichtigen Kraft­

fahrzeugen wieder erheblich ongest1egen, 

nomlich um 52 000 Einheiten (t 7 %). Er betrug damit om 

1. Januar 1972 knapp 773 000 Fahrzeuge D1e Zuwachsrote 

des Jahres 1970 mit 9% wurde allerdings nicht erreicht. 
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, daß in diesen 

Zuwachsroten die Preissteigerungen enthalten sind, die 

1971 einen nicht unerheblichen Anteil ausmachen. Aber 

auch wenn man die Preissteigerungen ausklammert, ergibt e sich für Schleswig-Holstein im Vergleich zum Bundesgebiet 

ein überdurchschnittliches Wachstum, denn die mengen· 

Den stärksten Zugang verzeichneten erneut die Personen­

kraftwagen, deren Bestandszahl sich innerhalb eines Jahres 

um 49 000 (t 8 %) erhöhte. Der Pkw-Bestand betrug om 

1 Januar 1972 fast 644 000 Fahrzeuge. Mit Ausnahme der 

Krafträder, deren Bestand weiter abnahm(- 7 %), verzeich­

neten auch die übrigen Kraftfahrzeugorten unterschiedliche 

Zuwachsraten, die ober, wie auch bei den Personenkraft­

wagen, unter denen des Jahres 1970 liegen. 
Land 

Schleswig-Hol stein 
Hornburg 
Niedersachsen 
Bremen 

Nordrhein-Westfalen 
Hessen 
Rheinlond-Pfolz 
Boden-Württemberg 

Boyern 
Soorland 
Berlin {West) 

Bundesgebiet 

ol erstes vorläufiges Ergebnis 

Bruttoin lando produkt 
in jeweiligen Preisen Zuwachsrate 

1970° 197lb 
1970171 

Mrd. DM " 
22,4 25,0 11,9 
33,1 36,4 10,1 
68,7 76,8 11,8 
10,5 11,8 13,1 

194,5 212,6 9,3 
62,0 69,0 11,2 
38,0 42,8 12,7 

103,8 114,5 10,3 

115,1 128,2 11,4 
10,6 11,9 12,7 
25,6 27,9 8,8 

684,2 756,9 10,6 

b) Ergebnis der Schnellberechnung 

Kein weiterer Beschäftigtenrückgang! 

Der Beschoftigtenstond in der schleswig­

holsteinischen Industrie log im Februar 

1972 zwar um gut 2 % unter dem entspre­

chenden Stand des Voqohres, blieb ober im Niveau um 

fast 16 000 Beschäftigte oder rd. 9 % höher als im Februar 

1968. Domals befand sich die Wirtschaft in einer rezes­

siven Phase. Von Januar auf Februar 1972 ist die Beschäf­

tigtenzahl der lnd ustr~e in soisonübl icher Größenordnung 

gestiegen. Da ke1n Rückgong wie im Rezessionsjahr 1967 
eintrat, ist die Gefahr eines konjunkturellen Einbruchs 

erheblich geringer geworden. 

-69-



~:~~ Volkszählungen und amtliche Fortschreibung der Einwohnerzahl 
~l-3 

In der Bundesrepublik Deutschland gab es 
bisher drei Volkszählungen, und zwar zu den 
Stichtagen 

13. 9. 1950 
6. 6. 1961 

27. 5. 1970. 

Eine weitere, nämlich die erste Zählung nach 
dem Kriege, erfolgte noch auf Grund des 
Kontrollratgesetzes Nr. 33 einheitlich in den 
damaligen vier Besatzungszonen, der amerika­
nischen, britischen, französischen und so­
wjetischen Zone sowie in Berlin unter der 
Bezeichnung "Volkszählung in Deutschland" 
am 29. Oktober 1946. Es gab also in einer 
Periode von 25 Jahren vier Volkszählungen. 
Die Seltenheit von Volkszählungen ist nicht 
nur durch die hohen sächlichen Kosten bedingt. 
Der Grund ist auch darin zu sehen, daß eine 
derartig umfangreiche Zählung, die jedes 
Gebäude, jeden Haushalt, jede Einzelper::;on , 
jede Anstalt und Ausländerunterkunft erreichen 
muß, einen sehr großen personellen Aufwand 
auf allen Stufen unserer Verwaltung, bis 
hinunter zur kleinsten ehrenamtlich geleiteten 
Gemeinde, verlangt. Nur in seltenen Fällen, 
zum Beispiel in den Großstädten, ist es 
möglich, Personal für die anfallenden Arbeiten 
besonders einzustellen. In den meisten Fällen 
muß die zusätzliche Büroarbeit vom vor­
handenen Verwaltungspersonal neben seinen 
täglichen Aufgaben erledigt werden und das 
eigentliche Zählgeschäft muß von ehrenamt­
lichen Zählern, denen nur eine geringe 
Aufwandsentschädigung gegeben werden kann, 
erledigt werden . In der Bundesrepublik dürften 
während der Volk::;zählung 1970 rund 600 000 
Zähler unterwegs gewesen sein. Diese Zahl 
vermittelt einen Eindruck, wie hoch der 
Aufwand für das Zählgeschäft anzusetzen ist. 
Da:.Gu kommt noch der Aufwand für die Durch­
arbeitung und Aufbereitung der Millionen von 
Zählpapieren. Diese Umstände machen es 
verständlich, daß der Gesetzgeber sich scheut, 
allzu häufig derartige Großzählungen anzu­
ordnen. Andererseits benötigen Verwaltungen, 
Planungsgremien, Institute, Wissenschaft, aber 
auch die Wirtschaft und die Verbände in 
zunehmendem Maße aktuelle Zahlen über die 
Bevölket·ung und ihre Struktur nicht nur für 
das gesamte Bundesgebiet und die einzelnen 
Länder, sondern für jede einzelne Gemeinde, 
zum Teil auch für Teile von Gemeinden. 

Wie wird "fortgeschrieben"? 

Um zwischen den Zeitpunkten der Volks­
zählungen aktuelle Zahlen zumindest über den 
Bevölkerungsstand zur Verfügung zu haben, 
schreibt man die Bevölkerungszahl fort, das 

heißt, man korrigiert sie fortlaufend anhand 
der bekannten Veränderungen durch Geburten 
und Sterbefälle, Zu- und Fortzüge. Ausgang::; ­
punkt einer Fortschreibung ist die bei 
der letzten Volkszählung festgestellte Wohn­
bevölkerung. 

Das Prinzip bei der Ermittlung der Wohn ­
bevölkerung fordert, daß jede Person nur 
einmal gezählt werden darf. Dies bereitet bei 
Personen, die nur eine Wohnung besitzen, 
keine Schwierigkeiten . Komplizierter wird es, 
diese Grundforderungen zu erfüllen, wenn ein 
Haushaltsmitglied einen weitet·en Wohnraum 
(Unterkunft) bewohnt. Nach dem Wohnbevölke­
rungsprinzip wird der Betreffende dort gezählt 
- und nur dort - . von wo aus er zur Arbeit 
oder Ausbildung geht, oder - bei Nichtberufs­
tätigen -, wo er überwiegend lebt. Diese 
Angaben sind verhältnismäßig einfach zu 
erfragen. Bei der Volkszählung 1970 diente e 
für diese Feststellungen die 5teilige Frage 7 
des VZ-Bogens: 

f) Haben Sie noc;h eine ende,. Wohnung od.Untericunft? nem • • -

Wenn Je : 1a • • -

a) Gehen S•e von der anderen Wohnung/Unterkunft ja • , -
aus zur Arbeot oder Schule/Hoc:hschule? 

b)L~e7be-n~S~,e~O~be-M~,eg-e-nd~,n~d-er-a-nd~e-,.-n----------~ne=;~: :: 

Wohnung/Unt~Jrkunft? 

c) :;;-S,-nd::-:S;::,-ie-,,....n-:de_r_a_nd:-e-r.,-n -----------,.-, m,....,,....t H-.-u-pt_w..:...;;..:...~- : : : 
Wohnung/Unterkunft 
behOrdlic:h gemeldet? 11. mot Nebenwohn • -

d) Barondei soch doe andere Wohnung/ 
Unterkunft 1m Ausland? 

nocht gemeldet • -

ja • • -

nean • •-

Selbstverständlich wirken sich lücken - und 
fehlerhafte Eintragungen bei dieser Frage 
entscheidend auf das Zählungsergebnis aus . 

Schwieriger als die einmalige Feststellung 
durch eine Volkszählung ist es, die Bevölkerung 
über längere Zeiträume hinweg korrekt fort ­
zuschreiben, obwohl Fortschreibung im Grunde 
lediglich eine Aneinanderreihung von Additionen 
und Subtraktionen ü;t: Zu der bei der letzten 
Volkszählung ermittelten Wohnbevölkerung 
werden Geburten und Zuzüge hinzugerechnet, 
von ihr werden Sterbefälle und Fortzüge 
abgezogen . Auf diese Weise ist es unter 
Einsatz von Datenverarbeitungsgeräten möglich. 
monatlich für jede einzelne Gemeinde als 
kleinste regionale Fortschreibungseinheit, aber 
auch für jeden Kreis , für das ganze Land und 
das Bundesgebiet aktuelle Bevölkerungszahlen 
zur Verfügung zu stellen. 

In Schleswig- Holstein wurden in der Zeit vom 
6. 6. 1961 bis zum 26. 5. 1970 388 000 Lebend­
geborene und 269 000 Gestorbene gezählt. 
In der gleichen Zeit wurden 796 000 Zuzüge 
nach Schleswig-Ilolstein und 666 000 Fortzüge 
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aus Schleswig-Holstein sowie 1 065 000 Umzüge 
innerhalb des Landes registriert. 

Man kann davon ausgehen, daß die insgesamt 
fast 660 000 Geburten und Sterbefälle ohne 
merkliche Differenzen der Wirklichkeit ent­
sprechen, weil das standesamtliche Melde­
wesen die ordnungsgemäße Erfassung einer 
jeder Geburt und eines jeden Sterbefalls 
gewährleistet. Anders ist es leider mit 
der Registrierung der Wanderungsbewegungen, 
also der Zu - und Fortzüge. Hier muß mit 
bestimmten Fehlern gerechnet werden . Diese 
Fehler liegen natürlich nicht in den oben 
erwähnten Rechenvorgängen, also dem Hinzu­
rechnen der Zuzüge und dem Abziehen der 
Fortzüge, sondern sie hängen hauptsächlich 
davon ab, mit welcher Vollständigkeit Zu- und 
Fortzüge den Meldebehörden bekanntgemacht 
werden. Die Fortschreibung ist so gut und 
so schlecht, wie die Registrierung der ihr 
zugrundeliegenden Wanderungsvorgänge . 

• Nach § 1 des Meldegesetzes vom 25. März 1959 
muß sich jeder, der eine Wohnung bezieht, 
bei der zuständigen Meldebehörde anmelden . 
Nach § 2 des gleichen Gesetzes muß derjenige, 
der aus einer Wohnung auszieht, sich bei 
seiner Meldebehörde abmelden. Die bei diesen 
Gelegenheiten auszufüllenden Meldescheine 
sind mit den von den Standesämtern aus­
gefüllten Zählkarten über Geburten und Sterbe­
fälle die Grundlage der oben beschriebenen 
Additionen und Subtraktionen. Sie bilden die 
Basis unserer Fortschreibung. Da langjährige 
Erfahrungen gezeigt haben, daß Abmeldungen 
häufiger unterlassen werden als Anmeldungen, 
werden im Fortschreibungssystem mit den 
weiter unten beschriebenen Ausnahmen grund­
sätzlich nur die Anmeldungen ausgewertet. 

Das Statistische Landesamt wertet den 
Anmeldeschein im Falle eines Zuzugs nach 

• 
Schleswig-Holstein oder eines Umzugs inner­
halb des Landes - aber in eine andere 
Gemeinde - aus, indem die Person von der 
Wohnbevölkerung der dort ebenfalls vermerkten 
Fortzugsgemeinde abgezogen und der der 
Zuzugsgemeinde hinzugerechnet wird . Das 
Beziehen einer weiteren Wohnung wird nur 
ausgewertet, wenn diese Neben- und nicht 
Hauptwohnung ist. Es wird davon ausgegangen, 
daß die Anmeldenden am Ort der Neben­
wohnung ihrer Beschäftigung nachgehen oder 
ihre Ausbildung erhalten. Bei Wanderungen 
über Landesgrenzen informiert das Statistische 
Landesamt, das den Anmeldeschein der 
zugewanderten Person erhält, das Statistische 
Landesamt des abgebenden Landes über den 
W anderungsfall. 
Abmeldescheine werden nur dann ausgewertet, 
wenn wegen der Art der Wanderung kein 
Anmeldeschein anfällt . Das ist zum Beispiel 
dann der Fall, wenn eine Person einen 

angemeldeten Nebenwohnsitz aufgibt und ihren 
bisherigen Hauptwohnsitz wieder als alleinigen 
Wohnsitz bezieht. In diesem Pall braucht 
man slch nicht wieder in der Hauptwohnsitz­
gemeinde anzumelden. Auch bei Fortzügen 
in die DDH. und ins Ausland werden die 
Abmeldescheine ausgewertet. 

Auch in diesen Fällen wäre die Fortschreibung 
korrekt, wenn ordnungsgemäß in jedem Falle 
ein Abmeldeschein ausgefüllt würde. Bedauer­
licherweise versäumen es aber viele sich 
abzumelden, wenn ein Nebenwohnsitz auf­
gegeben wird. Vielfach unterlassen auch 
ausländische Arbeitnehmer, sich an ihrem 
deutschen Arbeitsort abzumelden, wenn sie 
in ihr Heimatland zurückgehen. Von diesen 
Fortzügen erhält die örtliche Meldestelle 
entweder gar keine Kenntnis - dann bleibt 
diese Pe1·son als "Karteileiche" in der Melde­
kartei - oder sie erfährt erst viel später, 
daß Pen;onen sich nicht mehr in der Gemeinde 
aufhalten, wenn zum Beispiel Lohnsteuerkarten 
oder Wahlbenachrichtigungen als unzustellbar 
zurückkommen. Dann hätte die örtliche Melde­
stelle Gelegenheit, durch Nachforschungen 
ihre Kartei zu bereinigen und Abmeldungen 
von Amts wegen durchzuführen, die dem 
Statistischen Landesamt weiterzugeben wären. 
Leider nutzen aber noch zu wenige Gemeinden 
diese und andere Möglichkeiten, ihre eigenen 
Unterlagen auf aktuellen Stand zu bringen. 

Der Innenminister hat durch Runderlaß vom 
20. 12. 1967 1 aus Anlaß von Oberprüfungen 
festgestellt, daß die durch die Fortschreibung 
festgestellte Wohnbevölkerungszahl nicht mit 
der tatsächlichen Wohnbevölkerung überein­
stimmt. Als wichtigen Grund hierfür hat er 
das Unterbleiben der vorgeschriebenen Ab­
meldung von Personen mit zwei Wohnungen 
bei Rückkehr in die Hauptwohnung bezeichnet. 
Der Innenminister hat in diesem Erlaß gebeten, 
11 durch laufende Kontrollen sicherzustellen, 
daß die Melderegister stets berichtigt werden". 
In den Fällen, in denen Personen sich 
mit Nebenwohnung angemeldet hatten und 
inzwischen unabgemeldet verzogen sind, 
sollten Abmeldescheine ausgestellt und an 
das Statistische Landesamt übersandt werden. 
In den Fällen, in denen keine Rückmeldung 
vorlag, aus der die Zuzugsgemeinde zu 
ersehen ist, sollten Nachforschungen angestellt 
werden. Die Gemeinden haben diesen Erlaß 
in unterschiedlichem Maße beachtet. 

Die Abweichungen am 27. 5. 1970 

Zur Volkszählung 1961 waren 2 317 441 Ein­
wohner festgestellt worden. Bei der neuen 

ll RunJerlaß das Innenministers vom 20. 12. 1967 - IV 23 d - M 105 
"Meld .. rec:ht"; l>ler. Stolistlk der fortgeschriebenen Wohnbevölkerun9, 
Arr!lblal! für Schleswlg-Hols!eln 1968, S. 33 II. 
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Volkszählung am 27.5.1970 wurden 2 494 104 
Einwohner ermittelt. Aus dem Vergleich der 
beiden Volkszählungsergebnisse errechnet sich 
eine Zunahme der Bevölkerung um 176 663 
Personen. Da der Geburtenüberschuß dieser 
Periode mit 119 015 feststeht, verbleibt ein 
positi,V!'!f\fa.pderungssaldovon 55 648 Menschen. 
~'1 .l ,., !1 ~ \1 ~' 
N"un wies aber die laufende Bevölkerungs-
statistik zum Zeitpunkt der letzten Volks­
zählung ein Fortschreibungsergebois von 
2 566 928 Einwohnern aus, also rund 73 000 
Personen oder 2,90fo mehr als durch die 
Volkszählung festgestellt. Diese Differenz 
kann man nicht gänzlich den Mängeln der 
Erfassung der Wanderungsvorgänge zu­
schreiben; zu einem kleinen Teil muß sie 
sicherlich auch der Volkszählung angelastet 
werden, der eine gewisse Tendenz zur Unter­
erfassung innewohnt. Auch bei sorgfältiger 
Arbeit der örtlichen Zählungsdienststellen und 
bei selbstlosem Einsatz der Zähler war es 
möglich, daß Personen, ganze Haushalte, 
Wohnungen oder gar Gebäude nicht erfaßt 
wurden. Es gibt Hinweise, die erkennen 
lassen, daß dies besonders für ausländische 
Arbeitskräfte zutraf. Ihre verstreute Unter­
bringung, aber auch sprachliche Verständi­
gungsschwierigkeiten dürftenhierzu beigetragen 
haben. 

Noch bei keiner Großerhebung stießen die 
Gemeinden bisher auf so große Schwierig­
keiten, geeignete Zähler anzuwerben, und es 
ist klar, daß hierunter auch das Zählungs­
ergebnis zu leiden hatte. Bei dem in den 
Amts- und Gemeindeverwaltungen herrschenden 
chronischen Personalmangel sind die einge­
gangenen Zählunterlagen nicht immer mit der 
eigentlich gebotenen Intensität geprüft worden, 
so daß Auslassungen der Zähler wohl 
gelegentlich unentdeckt blieben. Das Stati­
stische Landesamt hat im Zuge der Auf­
bereitung der Zählung etwa 120 Gemeinden 
wegen großer Differenzen zum Fortschrei­
bungsergebois angeschrieben und um Stellung­
nahme gebeten. In verschiedenen Fällen löste 
dies Überprüfung aus, die auch zu Nach­
erhebungen führten. 

Das Statistische B1.mdesarot hat abschließende 
Untersuchungen vorgesehen, die etwas mehr 
Licht in die verschiedenen Arten der Erfas­
sungsfehler und deren Umfang bringen werden. 

Bei 652 der 1 270 Gemeinden2 des Landes 
lag das Fortschreibungsergebois über und 
bei 584 Gemeinden unter dem Zählungs­
ergebnis. Bei 190 Gemeinden war die 
Abweichung zum Fortschreibungsergebois 
kleiner als ~ 1%. darunter waren 34 Gemeinden, 
bei denen das Fortschreibungsergebois auf den 
Einwohner genau erreicht wurde. 

2) ohne die Forstgutsbezirke Soehsenwold und Buchhoh 

185 Gemeinden trugen in besonderem Maße 
zum Umfang des Fortschreibungsfehlers des 
Landes bei. Bei diesen belief sich die 
Differenz auf mindestens 3% und mindestens 
50 Einwohner. Wie stark sich der Fort­
schreibungsfehler auf diese 185 Gemeinden 
konzentriert, ist daran zu sehen, daß die 
Abweichung zum Volkszählungsresultat anstatt 
+ 2,9% nur + 0,8% betragen hätte, wenn 
diese Gemeinden nicht berücksichtigt worden 
wären. Von diesen Gemeinden zeigten 144 
eine Überhöhung, die zum Teil sehr erheblich 
war, während die negative Abweichung bei 
den anderen 41 Gemeinden weniger extrem 
war. 

Es waren überwiegend kleine Gemeinden, bei 
denen das F'ortschreibungsergebnis unter dem 
Zählungsergebnis lag. Von den erwähnten 
584 Gemeinden mit einer niedrigeren fort­
geschriebenen als durch die Zählung ermit­
telten Bevölkerungszahl hatten 491 (84%) 
weniger als 1 000 Einwohner. Andererseits • 
wiesen von allen Gemeinden mit mehr als 
1 000 Einwohnern 69o/o eine fortgeschriebene 
Einwohnerzahl aus, die über dem Zählungs­
ergebnis lag, Von den Gemeinden mit 5 000 
und mehr Einwohnern waren es sogar 85o/o. 

Fortschreibung üb.,rhöht 

Fortschreibung 
ohne Abweichung 

Fortschreibung 
niedriger als Volkszählung 

Zuaommen 

Ins· 
gesamt 

652 

34 

584 

1 270 

Gemeinden 

mit ... Einwohnern 

unter 
1 000 

443 146 63 

31 3 

491 82 11 

965 231 74 

Wie aus der vorstehenden Tabelle ersichtlich, 
gleichen sich leider die Fehler, die aus 
der Nichteinhaltung der Meldebestimmungen 
folgen, nicht aus, sondern es überwiegen 
Fehler, die das Fortschreibungsergebois in 
einer bestimmten Richtung verfälschen. Fort­
schreibungssysteme haben mit Karteien eine 
Eigenart gemeinsam: Sie neigen zu Über­
höhungen, das heißt, sie enthalten Einheiten, 
die längst nicht mehr hineingehörten, bei 
Bevölkerungsregistern zum Beispiel bereits 
längst Verzogene (z. B. Ausländer) oder 
Verstorbene, während Volkszählungen wegen 
der nicht auszuschließenden Gefahr, daß 
Personen nicht gezählt werden, tendenziell 
zur Untererfassung neigen. In allen Bundes­
ländern ist festgestellt worden, daß die 
fortgeschriebene Bevölkerungszahl über der 
durch die Volkszählung ermittelten Zahl lag. 
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• 

Besondere Fortschreibungsprobleme 
des Landes 

Für Schleswig-Holstein zeigt sich eine im 
Vergleich zu den anderen Bundesländern hohe 
Gesamtabweichung. Es gibt einige Gründe, 
die gerade in Schleswig-IIolstein verstärkt 
zur Wirkung kommen und somit zu diesem 
Ergebnis beigetragen haben. 

Besonders auffällig hoch sind diese Abwei­
chungen in Fremdenverkehrsgemeinden. Glei­
ches wurde schon 1961 festgestellt. In den 
Fremdenverkehr::;gemeinden treten die Fehler, 
die durch Nichtbeachtung der Meldevorschriften 
bestehen, besonders häufig auf. In jl'dem 
Frühjahr ::;trömen 1'ausende von Berufstätigen 
als Saisonpersonal (Kellner, Köche, Zimmer­
mädchen, Heilhilfspersonen, Friseure, Ver­
kaufs- und sonstiges Dienstleistungspersonal) 
in die F'remdenverkehrsorte. Sie behalten 
wegen der Kürze der Saison ihre bisherigen 
Hauptwohnungen bei . Wenn sie am Ende der 
Saison in ihre Hauptwohnung zurückkehren, 
bedarf es dort keiner erneuten Anmeldung. 
Die geforderte Abmeldung unterbleibt aller ­
dings in sehr vielen Fällen. Die Folge ist, 
daß die Einwohnerregister der meisten 
Fremdenverkehrsgemeinden und ihre fort­
geschriebenen Einwohnerzahlen chronisch 
überhöht sind. 
Wegen der relativ kurzen Saison des Fremden­
verkehrs in Schleswig-Holstein konzentriert 
sich der Arbeitskräftebedarf auf einen kur·zen 
Zeitraum, er tritt kurzfristig ein und ebbt 
rasch wieder ab. Die Saisonkräfte kommen 
kaum aus der näheren Umgebung, sondern 
aus einem recht großen Gebiet, zu emem 
großen Tell au:; anderen Bundesländern. 
In keinem anderen Bundesland dürfte der 
Bedarf an Saisonkräften in so großem Umfang 
aus anderen Bundesländern gedeckt werden . 
Dadurch ergibt sich, daß unterlassene Rück­
meldungen nicht nur die fortgeschriebenen 
Bevölkerungszahlen der betroffenen Gemeinden 
beeinträchtigen, sondern das Fortschreibungs­
ergebois des ganzen Landes einseitig über­
höhen. 

Große Sorgen bereitet in den Gemeinden mit 
Truppenunterkünften die meldemäßige Behand­
lung der Soldaten . Durch ihre starke Fluktua­
tion (Versetzungen sowie Kommandierungen 
zu Lehrgängen, Kursen usw.) überhöhen sie, 
wie sich immer wieder gezeigt hat, ständig 
die Bevölkerungszahlen ihrer Standort­
gemeinden. Verschiedene Bereinigungsaktionen. 
bei denen Gemeindeverwaltung, Truppe und 
Statistil:;ches Landesamt eng zusammenwirken, 
konnten doch nicht verhindern, daß sich 
schließlich die Fortschreibungsergebnisse von 
Standortgemeinden als besonders i.lberhöht 
erwiesen. Da die Versetzungen sehr häufig 
Standortgemeinden anderer Bundesl:inder 

betreffen, wird auch das Fortschreibungs ­
ergebois des ganzen Landes beeinträchtigt. 

Auffällig überhöht ist auch die Fortschreibung 
in vielen Gemeinden in der Nähe Hamburgs . 
Die Tatsache. daß in vielen dieser Gemeinden 
synchron mit Strukturveränderungen die 
Bevölkerung rasch gewachsen ist, bestärkt 
die Vermutung. daß die große Bevölkerungs­
fluktuation und damit auch die Häufigkeit 
von An- und Abmeldungen verstärkt zu Fort­
schreibungsfehlern geführt hat. 

Ein weiterer und in den letzten Jahren wohl 
an Gewicht zunehmender Grund für die Über ­
höhung der Fortschreibungszahl - insbesondere 
bestimmter Gemeinden - sind die in immer 
:;tärkerem Umfang entstehenden Ferien- und 
Wochenendhäuser. Auch Ferienwohnungen 
gelten als "Wohnungen" im Sinne des Melde­
gesetzes. Die Besitzer sind also verpflichtet, 
sich anzumelden und, wenn die Ferienwohnung 
nicht mehr benutzt wird, sich auch wieder 
abzumelden. In der Regel bezeichnen Besitzer 
von Ferienwohnungen diese bei der Anmeldung 
als Nebenwohnung. In der ßevölkerungsfort­
schreibung, die ja vom Prinzip der nur 
einmaligen Erfassung einer jeden Person 
ausgehen muß, müßten Besitzer von Ferien­
wohnungen von der Bevölkerungszahl ihrer 
Heimatgemeinde abgeschrieben und der 
Bevölkerungszahl der Gemeinde der Ferien ­
wohnung zugeschrieben werden. Da die 
Besitzer von Ferienwohnungen aber ihren 
wirklichen Wohnsitz in ihrer Heimatgemeinde 
behalten, würde ein solches Verfahren zu 
Fortschreibungsiehlern führen. 

Durch den bereits erwähnten Runderlaß des 
Innenministers vom 20. 12. 1967 ist deshalb 
angeordnet worden, daß Personen, die sich 
mit Nebenwohnung an- oder abmelden , in 
Zweifelsfällen zu befragen sind, ob es :.;ich 
um eine Ferienwohnung handelt. Gegebenenfalls 
ist auf dem Meldeschein der Hinweis "Ferien­
wohnung" anzubringen. Diese Meldescheine 
werden dann statistisch nicht ausgewe1·tet. 
Offensichtlich sind nicht alle Meldescheine 
in dieser Weise kenntlich gemacht worden. 
Die Zahl der beim Statistischen Landesamt 
eingegangenen und mit dem Wort "I"erien­
wohnung" gekennzeichneten Meldebogen ent­
sprach bei weitem nicht dem, was auf Grund 
der Bautätigkeit in bestimmten Gemeinden 
zu erwarten war . Man kann annehmen, daß 
eine nicht unbeträchtliche Zahl von Beziehern 
von Ferienwohnungen durch ihre Anmeldung 
am Ferienort von der Bevölkerung der 
Gemeinden, in denen sie bisher zur Wohn­
bevölkerung rechneten, abgeschrieben wurden 
und bis zum Stichtag der Volkszählung zur· 
fortgeschriebenen Wohnbevölke1·ung des Ferien­
ortes rechneten. Die neue Volkszählung ziihlle 
sie jedoch gemäß ihrem tatsächhchen Aufent-
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halt in ihrer Heimatgemeinde zur Wohn­
bevölkerung, denn nur dort konnten sie auf 
Grund der Angaben der Frage 7 des VZ­
Bogens (siehe oben) entsprechend zugeordnet 
werden. Für die Gemeinden, in denen viele 
Ferienwohnungen entstanden sind, - es sind 
dies vorwiegend Fremdenverkehrsgemeinden, 
in denen die fortgeschriebene Bevölkerungs­
zahl bereits durch die starke Fluktuation 
des Saisonpersonals stark überhöht war -
bedeutet diese Korrektur oft einen nicht 
unerheblichen Rückgang ihrer Bevölkerungs­
zahl. Soweit es sich um Nicht-Schleswig­
Holsteiner handelt, ist auch die Einwohnerzahl 
des Landes betroffen. 

Bevor man über die aufgetretene Diskrepanz 
zWischen Wohnbevölkerung der Fortschreibung 
und der Volkszählung 1970 zu einem abschlie­
ßenden Urteil kommt, sollte doch bedacht 
werden, wie groß die Zahl der zu regi­
strierenden Einzelfälle war, die schließlich 
per Saldo im Laufe von neun Jahren zu 
Bestandsänderungen führten , die im Vergleich 
mit den umfangreichen Strömungsgrößen 
immer noch als klein bezeichnet werden 
köru1en . 2,1 Millionen registrierte Sterbefälle, 
Geburten, Zu- und Fortzüge erbrachten eine 
Bevölkerungszunahme von 249 000 Einwohnern, 
die sich als um 73 000 überhöht erwies. 
Wenn auch die 1 065 000 gezählten Umzüge 
von Gemeinde zu Gemeinde innerhalb des 
Landes nicht die Höhe der Landesbevölke­
rungszahl beeinflußten, so wirkten sich die 
mit ihnen verbundenen Fehler gleichfalls 
auf die Bevölkerungszahlen der einzelnen 
Gemeinden aus . 

Lassen sich die Fehler einschränken? 

Es stellt sich nun die Frage, ob sich auch 
künftig wiederum wachsende Differenzen 
zwischen der fortgeschriebenen Bevölkerungs ­
zahl und der Wirklichkeit einstellen werden. 

Zuerst wäre zu prüfen, ob das zu erwartende 
Bundesmeldegesetz und die ihm folgenden 
neuen Meldegesetze der Länder in dieser 
Hinsicht Verbesserungen bringen werden . 
Es ist schwer, zu diesem Zeitpunkt hierüber 
ber~its Aussagen zu machen. Vorerst gelten 
noch die bisherigen Meldegesetze der Länder 
und bis zu dem Tage, an dem die neuen in 
Kraft treten und auch die ersten Anfangs­
Schwierigkeiten überwunden sein werden, wird 
noch einige Zeit vergehen. Bis dahin werden 
die bekannten Meldeungenauigkeiten weiterhin 
auftreten und die auf der neuen Basis fort­
geschriebene Bevölkerungszahl wird weiterhin 
Fehler kumulieren. Es bleibt hier nur die 
Möglichkeit, Appelle an die Gemeinden zu 
richten, ihre Melderegister im Sinne des 
Erlasses des Innenministers vom 20. 12. 1967 

zu überprüfen. Es dürfte auch zu keinem 
sichtbaren Erfolg führen, wenn Verstöße gegen 
die Meldevorschriften stärker als bisher als 
Ordnungswidrigkeit geahndet würden. Zur Zeit 
werden derartige Verstöße höchstens in 
extremen Ausnahmefällen mit einem Bußgeld 
bedacht. 

Die neuen Meldegesetze werden auf dem 
Grundsatz beruhen, daß eine Anmeldung nur 
bei Beziehen einer Wohnung erforderlich ist. 
An die Stelle der Abmeldung eines Einwohners 
tritt in der Regel ein Rückmeldeverfahren, 
das behördenintern zwischen den für die 
bisherige Wohnung und für weitere Wohnungen 
zuständigen Meldebehörden im Wege des 
Datenaustausches abläuft. Damit kommt künftig 
der Rückmeldung für die örtliche Führung 
von Bevölkerungsregistern eine noch ent­
scheidendere Bedeutung zu. Ganz ohne Abmel­
dungengeht es jedoch keinesfalls! Abmeldungen 
sind grundsätzlich erforderlich und vom Gesetz 
angeordnet, wenn jemand aus einer Wohnung • 
auszieht, "es sei denn, daß er . . . im 
Geltungsbereich des Bundesmeldegesetzes eine 
neue Wohnung bezieht ... 11

• Letzteres betrifft 
den Normalfall des Wohnungswechsels. Für 
den Fall der Rückkehr in die Hauptwohnung 
bei Aufgabe der Nebenwohnung, der heute 
die meisten Sorgen und Fehler verursacht, 
wird also nach wie vor die Abmeldepflicht 
beibehalten. Hier wird ja keine "neue" 
Wohnung bezogen! Es ist aber zu befürchten, 
daß sich in der Bevölkerung sehr rasch die 
Meinung durchsetzt, daß nunmehr überhaupt 
keine Abmeldungen mehr erforderlich seien, 
zumal die Presse schon heute auf die 
Erleichterung im neuen Meldegesetz hinweist, 
die sich durch den Fortfall der Abmeldung 
für den Fall des reinen Wohnungswechsels 
ergibt. Somit kann wohl kaum eine Verbesse­
rung in der Vollständigkeit der Ab- und 
Anmeldungen erreicht werden. Nach wie vor a 
wird ein Teil der Fälle von Rückkehr in die W" 
Hauptwohnung ohne Meldevorgang ablaufen. 
Es wird also weiterhin viel davon abhängen, 
in welchem Umfange die Gemeinden ihre Mög­
lichkeit nutzen, diese Unterlassungen zu be­
richtigen. Es liegt unbestritten eine große Por-
tion Ironie darin, daß gerade die Gemeinden, 
die solche aufwendigen Aktionen durchziehen, 
immer einen Rückgang der Bevölkerungszahl 
und in seinem Gefolge oft auch empfindliche 
Einbußen in ihrem Finanzausgleich erleiden. 

Die neuen Meldegesetze werden es dem 
Meldepflichtigen grundsätzlich freistellen zu 
bestimmen, welche Wohnung er bei der 
Anmeldung zur Hauptwohnung erklärt. Nach 
§ 5 des Bundesmeldegesetzes kann eine Haupt­
wohnung aber nur dort bestehen. wo ein 
Schwerpunkt der Lebensbeziehungen des 
Einwohners liegt. In der Begründung zu diesen 
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Bestimmungen wird des weiteren versucht, 
die Entscheidung über die Gemeinde der 
Hauptwohnung zu objektivieren: 

"Denn Hauptwohnung kann -auch dem Wort­
sinn nach - nur eine Wohnung sein, in der 
der Inhaber im allgemeinen anzutreffen ist , 
Im Regelfall wird dies entweder eine 
Wohnung sein, von der aus er seinem Beruf 
nachgeht oder in der er mit seiner Familie 
wohnt. Ob die Bezeichnung einer Wohnung 
als Hauptwohnung berechtigt ist, wird sich 
im allgemeinen aus Art, Zweck und Dauer 
der Benutzung folgern lassen." 

Auch die Formulierungen der Fragen des in 
der Entwicklung befindlichen neuen bundes­
einheitlichen Meldescheines und der dazu­
gehörigen Anlagen werden zu der notwendigen 
Objektivierung beitragen. 

Durch die als Folge der neuen Meldegesetze 
neu gesetzten Akzente ist der Begriff der 
Wohnbevölkerung erneut zur Diskussion 
gestellt. Es wird erwogen, diesen Begriff zu 
Gunsten eines neuen Begriffs der "Hauptwohn­
sitzbevölkerung" aufzugeben. Die Problematik 
der Verwendung und Fortschreibung der 
Hauptwohnsitzbevölkerung ist vielschichtig und 
kann an dieser Stelle nicht im einzelnen 
behandelt werden3

• Sie betrifft insbesondere 
die Frage, ob die Verwendung des Begriffl> 
der Hauptwohnsitzbevölkerung für den kom­
munalen Finanzausgleich eine größere Gerech­
tigkeit erbringen kann, sowie die technischen 
Schwierigkeiten einer Fortschreibung einer 
Bevölkerung am Hauptwohnsitz. Nach der 
derzeitigen Lage der Dinge könnte mit einer 
solchen Fortschreibung frühestens nach einer 
erneuten Zählung der Bevölkerung, die voraus­
sichtlich im Jahre 1975, verbunden mit einer 
zu erwartenden Gebäude- und Wohnungszählung 
stattfinden kann, begonnen werden . 

Neue technische und organisatorische Entwick­
lungen werden künftig die Bevölkerungsfort­
schreibung und die Wanderungsstatistik beein­
flussen . Es sind dies die zunehmende 
Anwendung der elektronischen Datenverarbei­
tung im Einwohnerwesen, also der Aufbau 
von Bevölkerungsregistern unter Zuhilfenahme 
von elektronischen Datenträgern und die 
Einführung des Personenkennzeichens. Wenn 
die technischen und organisatorischen Voraus-

3) siehe hierzu auch "Ermmlung und Fonschreibung der Hovptwohn· 
sit1bevölkervng" lt~ Schleswig-Hol•t .. lnlscher Gemeindetog, ll"formo­
tionsdien&t 2/72, s. 9 rr. 

setzungen gegeben sein werden, wird der 
Datenaustausch zwischen den Gemeinden 
automatisiert sein; Bearbeitungsfehler werden 
fast ausgeschlossen sein, da die Arbeitsgänge 
weitgehend automatisiert ablaufen werden. Das 
Rückmeldeverfahren dürfte dann auf jeden Fall 
besser funktionieren als zur Zeit. 

Damit sind aber nicht alle Probleme gelöst. 
Wenn die Meldepflichtigen sich nämlich nicht 
an- und abmelden, ist auch keine richtige 
Registrierung und kein Datenaustausch möglich. 
Verbesserungen sind erst dann zu erwarten, 
wenn hochintegrierte elektronische Daten­
verarbeitungssysteme bestehen, in denen 
personenbezogenen Dateien der verschiedenen 
Verwaltungen durch einen organisierten Daten­
austausch innerhalb des Systems ständig 
verbunden sind, so daß durch gegenseitige 
Abfragen und Vergleiche der Unterdateien 
immer wieder neue Korrekturen und Ergän­
zungen möglich werden. 

Es wird sich auch sehr bald die Frage stellen, 
ob und auf welchem Wege elektronische 
Einwohnerregister für Zwecke der Fortschrei­
bung des Bevölkerungsstandes, also zur 
laufenden Ermittlung der Einwohnerzahl für 
kleinere und größere Regionaleinheiten Ver­
wendung finden können. Soll es nicht zu einer 
raschen Überhöhung der Bevölkerungs zahlen 
kommen, so muß der bisherige Grundsatz, 
daß bei Wanderungen ein Zuzug in eine 
Gemeinde immer nur gleichzeitig mit dem 
Wegzug aus einer anderen Gemeinde gebucht 
werden kann, beibehalten werden. Das setzt 
jedoch ein das ganze Bundesgebiet umspannendes 
einheitliches System unter Verwendung des 
Personenkennzeichens voraus. Diese Voraus­
setzung dürfte in der nächsten Zeit nicht 
gegeben sein. Es wird bis dahin nichts anderes 
übrigbleiben, als schärfer auf die Einhaltung 
der Meldebestimmungen zu achten, jede 
Möglichkeit der örtlichen Korrektur der 
Melderegister mit Nachvollzug ausgebliebener 
An- oder Abmeldungen zu nutzen und - den 
Abstand zwischen den Volkszählungen künftig 
zu verkürzen. Nach den letzten Erfahrungen 
ist ein zeitlicher Abstand von 9 oder 10 Jahren 
einfach zu lang. Wenn für 1975 eine Gebäude­
und Wohnungszählung erforderlich wird, sollte 
bei dieser Gelegenheit unbedingt auch die 
Bevölkerung gezählt werden. Entsprechende 
Überlegungen werden zur Zeit angestellt. 

Gerhard Mvske 
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Ausgewählte Vermögensbestände 

und ihre Verteilung in privaten Haushalten 
Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 

Seit Jahren gehört die Förderung der Ver­
mögensbildung breiter Bevölkerungsschichten 
zu den erklärten innenpolitischen Zielen in 
der Bundesrepublik Deutschland. Im Bereich 
der Finanz-, Wirtschafts- und Gesellschafts­
politik bildet daher die Vermögenspolitik seit 
Jahren einen Schwerpunk-t. Deshalb ist auch 
die amtliche Statistik in zunehmendem Maße 
beauftragt worden, den zuständigen Gremien 
Entscheidungsunterlagen auf diesem Gebiet 
zu liefern. Bereits in der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1962/63 wurden den 
privaten Haushalten Fragen nach der Ver­
mögensbildung gestellt, aber erst das Erhe­
bungsprogramm der EVS 1969 ermöglichte 
eine Analyse der Vermögensverteilung in 
Zusammenhang mit der sozialen Schicht der 
Haushalte, dem Haushaltseinkommen, der 
Haushaltsgröße, dem Haushaltstyp und dem 
Alter des Haushaltsvorstandes. 

Allerdings konnten Haushalte mit einem monat­
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 1 0 000 und 
mehr DM mangels ausreichender Beteiligung 
nicht in die Aufbereitung einbezogen werden, 
so daß auch die EVS vor allem hinsichtlich 
der absoluten Höhe der Vermögensbestände 
der Ergänzung und Vervollständigung durch 
andere Statistiken bedarf. Ferner wurden 
hier wie auch sonst im Rahmen der Ein­
kommens- und Verbrauchsstichproben die 
Haushalte von Ausländern und die Privat­
haushalte in Anstalten nicht erfaßt. 

Beim sogenannten Grundinterview im Januar 
1969 wurde zunächst das Vorhandensein 
bestimmter Vermögensformen in den Haus­
halten ermittelt. Damals wurde gefragt, ob ein 
Haushalt über Spareinlagen, Wertpapiere, 
Geschäftsanteile, Lebensversicherungen usw. 
verfügte, nicht aber, wieviel diese wert waren, 
Diese Fragen folgten im Schlußinterview, das 
Anfang 1970 stattfand. 

Während in die Ergebnisse des Grundinterviews 
noch die Angaben von rund 53 000 Haushalten 
eingegangen sind, waren es beim Schluß­
interview nur noch die Angaben von rund 
48 000 Haushalten; sie sind mit Hilfe 
11 persönlicher" Hochrechnungsfaktoren auf eine 
Gesamtzahl von rund 20,6 Millionen private 
Haushalte hochgerechnet worden1

• 

Entsprechend der beschränkten Fragestellung 
im Grundinterview beleuchten die Angaben 
der Haushalte hierzu nur einen relativ kleinen 
Ausschnitt aus dem komplexen Bereich der 
Vermögensbildung. Trotzdem ergeben sich 

aus den möglichen Gruppenvergleichen und 
aus der Gegenüberstellung mit den Ergebnissen 
der Erhebung 1962/63 wichtige Erkenntnisse. 
Außerdem fällt bei dem Nachweis des bloßen 
Vorhandenseins von Vermögen die Nicht­
oder Untererfassung der Spitzenverdiener, 
die mit den Besitzern großer Vermögen weit­
gehend identisch sind, kaum ins Gewicht. 

Vermögensbestände 

Von den rund 20,6 Millionen privaten Haus­
halten gaben 19,2 Millionen (etwa 93o/o) an, 
sie hätten 1969 gespart, sei es in bar, auf 
Konten, durch Beiträge für Lebensversiche­
rungen oder Bausparverträge, durch Wert- A 
papiereund ähnliches. Von diesen 19,2 Millio- 9 
nen Haushalten erklärten rund 57o/o, diese 
Ersparnisse seien ganz ( 1 7%) oder t e i 1 -
w e i s e ( 40o/o) zur Finanzierung bestimmter 
Vorhaben vorgesehen; 43% nannten keine 
konkreten Vorhaben. 

Im Januar 1969 verfügten 87o/o aller Haushalte 
über mindestens ein Sparbuch, 51% über 
mindestens einen Lebensversicherungsvertrag 
einschließlich Aussteuer- und Ausbildungs­
versicherungen, 49% über mindestens einen 
Vertrag mit einer Sterbegeldversicherung, 
38% über Haus- und Grundbesitz, 21% über 
mindestens einen noch nicht ausgezahlten 
Bausparvertrag und 18o/o über Wertpapiere2

• 

Einfluß des 
Hau shal tsn etto einkomm ens 

In der Regel hängen Häufigkeit und Art der e 
Vermögensanlage in den verschiedenen Baus­
haltsgruppen offensichtlich stark mit dem 
Haushaltsnettoeinkommen zusammen. Beson­
ders große Unterschiede zwischen der 
untersten und der höchsten nachgewiesenen 
Einkommensgruppe sind bei Lebens-, Aus­
steuer-, Ausbildungsversicherungen, Bauspar­
verträgen und Wertpapieren festzustellen, 
während der Anteil der Haushalte mit Sterbe­
geldversicherungen die geringsten Abwei-

1) Vergl.,iche Stallstisches Bundeaomt, Fochsef'le M "Preise, Löhne, 
Wortschoftsrecmungen", Reihe 18 "Einkommens• und Verbrouchutlch­
proben", Heft 2 "Vermögensformen und -bestände privater Haushohe" 
und den Aufsot~ von M. Euler "Probleme der Erfassung von Vermögens· 
beständen prfvot"r Haushalte om Rahmen der Einkommens· und y.,,. 
brouchsstlchprobe 1969" in Wirtschalt und Statistik 1970, S lte 601 ff. 
(De~emb.,r) 

2) Di,.se und die falg.,nden Ergebnisse und Abhandlungen sind den 
Aufsätzen von M. Euler in Wirrschaft und Statl&rlk 1970, Seite 314 ff. 
(Juni) und 1971, S. 137 ff. (Febrvor) auszugsweise entnommen 
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Formen der Vcrrnögensbi ldung in privaten Houshal ten I 

ir!' Januar 1969 noch dem mor otlochen Houshaltsnettaeinko~mcn 

Von 1ewclls 100 HoJSholten beso'3en 

Monatliches 
Haushalts- 2 Sterbe- Haus· 

Spor-
Lebens• 

geld· 
Bau· Wert· "'"d ne!foelnkomm"n 

ln DM bücher 
spar-

paplere Grund-
verslcherungen 

vertröge besitz 

t.mter 600 71 20 52 6 9 24 

600- aoo 66 46 51 13 12 31 

600- 1 000 91 57 49 18 15 34 

1 000- 1 200 92 61 48 24 19 37 

1200-1500 94 64 48 29 23 40 

1 500- 1 800 95 68 49 36 27 47 

1600-2500 95 73 49 46 36 54 

2500-5000 97 78 44 59 55 66 

1) ahne Hausholte von Ausländern und ohne Privotnoust.olre ln Ansrohen 
sowie ohno Landwirte 
2) eonsct.lleßlich Aussteuer·, Ausbl1dungsve.-slcherung u. ö. 

chungen von Einkommensgruppe zu Einkorn-
mensgruppe aufweist. und diese gegenläufig. 

Recht aufschlußreich ist die Feststellung. daß 
das Vorhandensein von Haus- und Grundbesitz 
weniger als etwa der Besitz von Wertpapieren 
von der Höhe des gegenwärtigen Haushalts­
nettoeinkommcns abhängt. In der Einkommens­
gruppe unter 600 DM verfügte immerhin etwa 
jeder vierte Haushalt über Immobilien. aber 
nur etwa jeder zehnte über Wertpapiere. 
Daß bei Haus- und Grundbesitz auch andere 
Faktoren als das Haushaltsnettoeinkommen 
eine wesentliche Rolle spielen müssen. läßt 
sich dadurch nachweisen, daß man innerhalb 
der Einkommensgruppe nach der Haushalts­
größe gliedert. In allen Einkommensgruppen 
stieg mit der Zahl der Haushaltsmitglieder 
der Anteil der Haushalte mit Haus- und 
Grundbesitz. obwohl gleiche Mittelwerte 
vorausgesetzt - das Einkommen je Haus -
h a 1 t s mit g 1 i e d sinkt. Wahrscheinlich liber­
Iagern gerade bei Haus- und Grundbesitz 
Einflüsse wie Größe des Haushalts. Alter der 
Haushaltsmitglieder. Größe der Wohngemeinde, 
Übernahme vererbten Gutes und ähnliches den 
Einfluß des Haushaltsnettoeinkommens wesent­
lich stärker als bei anderen Vermögens formen. 

Einfluß der sozialen Stellung 
des Haushaltsvorstandes 

Die Anteile der Haushalte mit bestimmten 
Vermögensformen -ausgenommen Sparbücher -
weichen in den verschiedenen sozialen 
Schichten meist sehr stark voneinander ab. 
Am häufigsten finden sich Lebens-, Aussteuer­
und Ausbildungsversicherungen in Haushalten 
von selbständigen Gewerbetreibenden und frei­
beruflich Tätigen (76%), am seltensten in 

Fonren der Vermögensbildung in provatcn Housholten 1 

rm Januar 1969 
noch der sozialen Stellung des Haushaltsvorstandes 

Von lcwells 100 Haushalten besaßen 

Soziale Stellvng 
des Lc-

2 
St ~rbe- Bou· Hous· 

Spar• bens- geld· spar- Wen- und 
bücner vl!r• poplere Grund· 

slcherungen vertrage besitz 

Haushaltsverstandes 

Landwirt 90 53 32 30 16 94 

Selbstundoger 
3 

90 76 44 43 31 65 
Beamter 96 61 44 40 25 37 

Angestellt•r 93 64 42 30 27 34 

Arbeiter 88 63 49 18 10 35 

NI chterwerbstöti ger 79 23 57 11 17 30 

1l ohne Hausholte von Ausländern und ohne Prlvotl-oaushohe in Anstalten 
2) eh>schlioßlich Aussteuer·, Ausbildungsversicherung u, o, 
3) Gewerbetreibender, freibervllich Toriger 

Haushalten von Nichterwerbstätigen (23o/o), 
die dafür öfter über Sterbegeldversicherungen 
verfügen als alle anderen Ilnushalte (57%). 

Bei den Bausparverträgen stehen die Gewerbe­
treibenden und freiberuflich Tätigen mit 43% 
an erster Stelle, dicht gefolgt von den Beamten 
mit 40%, während in nur 11% der Haushalte 
von Nichterwerbstätigen Bausparverträge vor­
handen waren. Erwartungsgemäß ist der Anteil 
der Wertpapierbesitzer bei den Haushalten 
von Selbständigen mit 31% am höchsten; 
am niedrigsten ist er bei den Haushalten 
von Arbeitern, die mit lOo/o noch deutlich 
hinter den Haushalten der Nichterwerbstätigen 
( 17o/o) liegen. An zweiter Stelle nach den 
Landwirten mit 94o/o stehen die Haushalte 
von Selbständigen mit 65o/o in der Skala der 
Haus- und Grundbesitzer, während bei allen 
übrigen sozialen Gruppen die Anteile relativ 
dicht beieinander liegen (zwischen 30 und 37%). 

Vergleich mit 1962 

Wie eingangs erwähnt, war ein Teil der 
Fragen nach den Formen der Vermögens­
bildung bereits in der ersten Einkommens­
und Verbrauchsstichprobe, und zwar im 
Grundinterview, enthalten, das im Frühjahr 
1962 durchgeführt wurde. Lediglich der Besitz 
von Sterbegeldversicherungen sowie der Haus­
und Grundbesitz waren damals nicht ermittelt 
worden. Trotz gewisser räumlicher und 
begrifflicher Unterschiede zwischen beiden 
Erhebungen ist ein Vergleich der ermittelten 
Daten von großem Interesse. denn er läßt 
erkennen, ob und in welchem Maße der 
Anteil der Haushalte mit bestimmten Ver­
mögensformen in den einzelnen sozialen 
Schichten gestiegen ist. 

Für die Gesamtheit der privaten Haushalte 
erhöhte sich von 1962 bis 1969 der Anteil 
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Formen der Vermögensbildung in privaten Haushalten1 

im Bundesgebiet 1962 und 1969 

Von 100 Haushallen besaßen Vermögen 
in Form von 

Sparbuch 

Wertpapier 

I) ohne Hausholte wn Ausl~ndem und ohne Privathaushalte in Ans~lten 

D- 4351 

100 

196Z 

1969 

1962 

1969 

196? 

1969 

der Haushalte mit Sparbüchern von 60 auf 
87o/o, mit Lebens-. Aussteuer- und Aus­
bildungsversicherungen von 41 auf 51 o/o, mit 
Bausparverträgen von 12 auf 21o/o und mit 
Wertpapieren von 10 auf 18o/o. Das Bau- und 
Wertpapiersparen, obwohl nach wie vor nur 
von einer Minderheit von Haushalten betrieben, 
hat also in dem beobachteten Zeitraum zum 
I"'indestens als Sparform besonders stark 
an Bedeutung zugenommen. Während im 
Frühjahr 1962 auf 100 Haushalte mit Spar­
büchern 68 Haushalte mit Lebensversiche­
rungen, 20 Haushalte mit Bausparverträgen 
und knapp 17 Haushalte mit Wertpapieren 
entfielen, betrug die Relation im Januar 1969 
100: 59: 24: 22. Damit ist selbstverständlich 
noch nichts über das V o 1 um e n der 
Vermögensbestände gesagt. Ferner ist zu 
beachten, daß die Zahl der Lebensversiche­
rungs- und Bausparverträge stärker 
gestiegen sein dürfte als der Anteil der 
Haushalte mit Verträgen dieser Art. Denn es 
ist damit zu rechnen, daß sich auch die Zahl 
der Verträge je Haushalt erhöht hat. 

Die Unterschiede in den vorhandenen Ver­
mögensformen zwischen den Haushalten 
verschiedener sozialer Schichten sind 1969 
gegenüber 1962 insgesamt gesehen deutlich 
geringer geworden. Das trifft insbesondere 
für den Besitz an Bausparverträgen und 
Wertpapieren zu. Hier haben sich die Anteile 
der 1962 besonders schlecht ausgestatteten 
Haushalte der Landwirte, Arbeiter und Nicht­
erwerbstätigen überdurchschnittlich erhöht, 
so daß sie zwar immer noch - zum Teil 
beträchtlich - hinter den übrigen Haushalten 
zurückliegen, aber doch mit geringerem 
Abstand. 

Vermögens v e rt ei 1 un g 

Im iolgenden soll nun auf die Struktur der 
Vermögensbestände in den privaten Haushalten 
der Bundesrepublik eingegangen werden, wie 
sie sich aus dem Schlußinterview ergeben hat, 
das Anfang 1970 - also ein Jahr nach dem 
Grundinterview - stattfand und bei dem zusätz­
lich auch die Werte der Vermögensbestände 
erfragt wurdena. 

Haushalte mit Sparbüchern 

Am Jahresende 1969 besaßen rund 18 Millionen 
Haushalte, das sind knapp 90o/o aller privaten 
Haushalte, Guthaben auf Sparkonten bei 
Banken, Sparkassen, der Post usw. Das 
Kontensparen ist damit nach wie vor die am 
meisten verbreitete Sparform. Es verdankt 
diese bevorzugte Stellung nicht nur der 
sofortigen Verfügbarkelt und der weitgehend 
garantierten Sicherheit der Einlagen, sondern 
vor allem der Tatsache, daß schon mit • 
kleineren und kleinsten Beträgen Sparkonten 
eingerichtet werden können. Daß gerade 
letzteres von entscheidender Bedeutung ist, 
läßt sich erkennen, wenn man die Haushalte 
mit Sparbüchern nach der Höhe der Guthaben 
gruppiert. Von 100 Haushalten mit Sparbüchern 
verfUgten 16 lediglieh über Guthaben unter 
500 DM, weitere 12 über solche von 500 bis 
unter 1 000 DM. Bei Guthaben dieser Größen­
ordnung handelt es sich offensichtlich nur 
um Notgroschen oder Liquiditätsreserven für 
kleinere Anschaffungen; für Zeiten ernsthafter 
Belastung (längere Krankheit oder Arbeits­
losigkeit) bieten sie keine auch nur annähernde 
Sicherheit. 

Die Häufigkeitsverteilung der Haushalte nach 
der Höhe ihrer Sparguthaben zeigt - bei 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Inter­
vallbreiten - einen fast kontinuierlichen Abfall .a, 
mit steigendem Guthaben. Während 28o/o aller W 
Haushalte mit Sparbüchern über Guthaben 
unter 1 000 DM verfügten, ergibt sich für 
die vier folgenden Größenklassen zusammen 
(1 000 bis unter 5 000 DM) nur ein Anteil 
von 43o/o. Damit besaßen 71o/o aller Haushalte 
mit Sparbüchern Sparguthaben von jeweils 
unter 5 000 DM. Weiter verfügten über 
Guthaben von 5 000 bis unter 10 000 DM 
1 7o/o und über solche von 10 000 bis unter 
20 000 DM 9o/o der Haushalte. Guthaben von 
20 000 und mehr DM waren nur bei knapp 
4o/o aller Haushalte mit Sparbüchern zu finden. 
Dieser relativ niedrige Anteil ist nicht nur 
auf die mangelnde Fähigkeit vieler Haushalte 
zurückzuführen, Ersparnisse in dieser Höhe 
zu bilden, sondern hängt auch damit zusammen, 

3) Die folgenden Abhandlungen sind dem Aufsatz von M. Euler ln Wirt­
schott und Statistik 1970, Seite 605 ff. (Dezember) auszugswels" 
entnommen 
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Private Haushalten mit Sparbüchern 
im Bundesgebiet am 31. 12. 1969 

1. Von dresen Haushallen verlugten t; 

18- über Sparguthaben von DM 

·~ 

0 
~ ro~ 
500 - - - - - und 

I~ 2000 3000 4000 5000 10 000 ro ~ 11ehr DM 

• I) ohne Hausiralte von Aus! ndem und ohne Prova!hausllalle on Anstalten sowie 
olmeilaushalte mit elnllllllOnathchen Haushall$11eltoeonkom=tn von 10 000 und llehr Oll 

\ 
IS 

I& 

0 

daß bei derartigen Summen die Anlage in 
anderen Vermögensformen günstiger sein 
kann. 

Daß der Anteil der Haushalte mit größeren 
Guthaben kontinuierlich von der untersten 
bis zur obersten Einkommensgruppe steigen 
würde, war zu erwarten. Um so erstaunlicher 
mag es scheinen, daß trotz erheblicher Unter­
schiede in der Einkommensstruktur der 
sozialen Schichten die Gliederung der Spar­
guthaben nach der sozialen Stellung des 
Haushaltsvorötandes eine relativ gleichmäßige 
Verteilung erkennen läßt. Diese Feststellung 
ist eine Bestätigung dafür, daß sich neben 
dem derzeitigen Haushaltseinkommen andere 
Faktoren nachhaltig auf die Höhe der vor-

- handenen Vermögensbestände auswirken. Dazu 
gehört unter anderem die Dauer des An­
sparungsprozesses. Auf diese Tatsache deutet 
auch die Gliederung nach dem Alter des 
Haushaltsvorstandes hin, die mit fortschrei­
tendem Lebensalter eine deutliche Zunahme 
des Anteils der Haushalte mit höheren 
Guthaben erkennen läßt. Dies gilt, obwohl 
gerade bei Haushalten, in denen der Haus­
haltsvorstand das 65. Lebensjahr überschritten 
hat, der Anteil der Haushalte mit niedrigen 
Einkommen wesentlich höher ist als bei 
Haushalten mit einem 40- oder 50jährigen 
Haushaltsvorstand. 

Haushalte mit Lebensversicherungen 
und ähnlichem 

Nach den Sparbüchern sind 
Aussteuer-, Ausbildungs- und 

die Lebens-, 
Sterbegeld-

versicherungen für breite Schichten der 
Bevölkerung die Grundlage der Vermögens­
bildung. Rund 77o/o aller privaten Haushalte 
verfügten über Versicherungsverträge dieser 
Art. Im Gegensatz zu den Sparbüchern 
handelt es sich bei Lebensversicherungs­
verträgen und ähnlichem in der Hegel um 
ausgesprochen langfristige Formen der 
Kapitalanlage. Die durchschnittliche Versiche­
rungsdauer lag in den letzten Jahren je 
nach Versicherungsart - von den größen­
ordnungsmäßig unbedeutenden Term-fix- und 
kurzen Todesfallversicherungen abgesehen -
zwischen 20 und 30 Jahren. Daß trotzdem 
so viele Haushalte Lebensversicherungen 
abgeschlossen haben, ist selbstverständlich 
auch auf die für diese Sparform typischen 
Vorteile der sofortigen Sicherung der Ange­
hörigen im Todesfall zurückzuführen, erklär­
bar aber letztlich nur durch die Tatsache, 
daß in 42 von 100 Haushalten die Abschluß­
::;ummen aller im Hau::;halt vorhandenen 
Verträge unter 3 000 DM und bei weiteren 15 
zwischen 3 000 und 5 000 DM lagen. 

Entsprechend der Höhe der Abschlußsummen 
kommen den Lebens- und ähnlichen Versiche­
rungsverträgen auch unterschiedliche Funk­
tionen zu. Bei Abschlußsummen unter 3 000 DM 
handelt es sich vorwiegend über Kleinlebens­
und Sterbegeldversicherungen, die entweder 
ihrer Ausstattung (Sterbegeldversicherung) 
oder ihrer Zweckbestimmung nach lediglich 
die durch den Tod des Versicherten ent­
stehenden unmittelbaren Belastungen auffangen 
sollten. Bei Haushalten mit hohen Abschluß­
summen dürfte dagegen in vielen Fällen 
der Gedanke der Kapitalan::;ammlung zur 
Sicherung des eigenen Lebensabends und der 
Zukunft des Ehepartners oder der Kinder 
im Vordergrund gestanden haben. Das gilt 
vor allem dann, wenn die Lebensversicherung 
praktisch die gesetzliche Altersversicherung 
ersetzt. Andererseits läßt sich nicht aus­
schließen, daß es sich gerade bei hohen 
Abschlußsummen zum Teil um reine Risiko­
versicherungen handelt, die häufig in Verbin­
dung mit anderen wirtschaftlichen Vorgängen 
(Aufnahme eines Kredits u. ä.) stehen. 

Da die Prämien für die Lebensversicherung 
in der Regel aus dem laufenden Einkommen 
bezahlt werden, ist der Zusammenhang 
zwischen der Höhe des monatlichen Haushalts­
nettoeinkommens und der Höhe der Abschluß­
summen wesentlich enger als zwischen der 
Höhe des derzeitigen Haushaltseinkommens und 
den vorhandenen Sparguthaben. Erst bei einem 
Haushaltsnettoeinkommen von 1 5 00 bis unter 
1 800 DM war ein nennenswerter Anteil von 
Haushalten mit Abschlußsummen von 50 000 
und mehr DM zu verzeichnen, während bei 
Einkommen unter 600 DM Haushalte mit 
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Private Haushalte 
35--f':?'l.a ---- mit Lebensversicherungsverträgen 2-1 

-35 

im Bundesgebiet am 31. 12. 1969 
c~---------------------------------30 

unter 120 

120- 240 

240- 360 

360- 480 

480- 600 

600- 120 

720- 960 

960 -I 200 

1200-1800 

I 800 u. mehr 

DM 

-----25 

Von dresen Haushalten verfügten ... % uber Verträge 

- mrt Versicherungssummen von ... DM ---------- 20 

-------------------10 

und 
4000 5000 10 000 20 000 3D 000 SO 000 75 000 100 000 mehr 011 

10 

I 

1"' ··r· 'T·'· 
Von diesen Haushalten zahlten 1969 ... % 
Jahresprämien von . DM 

15 20 25 30 ' 
I) ohne Haushalle von Auslindern und ohne Phvalhaushalte in Anslallen sowre 

ohne Haushalte mit einem monall. Haushallsneltoeinkommen von 10 000 u. mehr DM 
2) elnschl. Aussteuer·, Ausbildungs·, Sterbegeldversicherungen u. i 

Abschlußsummen unter 3 000 DM über vier 
Fünftel aller Haushalte mit Lebensversiche­
rungen ausmachten, 

Bei dem unterschiedlichen Einkommensniveau 
der verschiedenen sozialen Gruppen und der 
unterschiedlichen Ausstattung und Zweck­
bestimmung der Lebensversicherungsverträge 
ist es verständlich, daß die Gliederung der 
Haushalte mit Lebens - und ähnlichenVersiche­
rungen nach der sozialen Stellung des Haus­
haltsvorstandes deutliche Unterschiede hin­
sichtlich der Höhe der Abschlußsummen 
erkennen läßt. Während bei den Nichterwerbs­
tätigen, den Arbeitern und den Beamten 
Haushalte mit Vertragssummen von 50 000 
und mehr DM kaum mehr als 1 o/a aller 
Haushalte mit Lebensversicherungen aus­
machten, waren es bei den Selbständigen 26o/o, 
den Angestellten knapp 1 Oo/a und bei den 
Landwirten immerhin noch etwa 6o/a. Anderer ­
seits belief sich in drei Vierteln der Nicht­
erwerbstätigenbaushalte mit Versicherungs­
verträgen und in etwas mehr als einem 
Drittel der Arbeiterhaushalte die Versiche­
rungssumme auf weniger als 3 000 _DM. 

Zu den Besonderheiten der Lebensversiche­
rungsverträge gehört es , daß die für eine 
bestimmteAbschlußsumme zu zahlende Prämie 
mit fortschreitendem Alter des Versicherten 
wegen des steigenden Todesfallrisikos ständig 
zunimmt. Von einem gewissen Alter an 
verliert daher die Lebensversicherung gegen­
über anderen Formen der Vermögensbildung 
an Interesse. Nicht zuletzt aus diesem Grunde 
lag bei Haushalten mit einem Haushalts­
vorstand. der das 65 . Lebensjahr vollendet 
hatte, nicht nur der Anteil der Haushalte 
mit Lebensversicherungsverträgen in1 ganzen 
wesentlich unterhalb des Durchschnitts, 
sondern auch der Anteil der Haushalte mit 
besonders hohen Abschlußsummen. Zwar spielt 
außerdem das zum Teil niedrige Einkommens­
niveau der Haushalte mit älteren Haushalts­
vorständen eine Rolle, doch läßt sich die 
Tatsache, daß die Lebensversicherung mit 
steigendem Lebensalter als Kapitalanlage an 
Bedeutung verliert, auch am Beispiel von 
Haushalten gleicher Einkommensgruppen nach­
weisen. Im übrigen ist hier auch zu berück­
sichtigen, daß viele Personen dieser Alters­
gruppe früher einen Lebensversicherungs­
vertrag besaßen, der inzwischen durch 
Auszahlung der Versicherungssumme seinen 
Zweck erfüllt hat. 

Die Streuung der Versicherungssummen !:lpiegelt 
sich wider in der Streuung der im Jahre 
1969 zu zahlenden Prämien für Lebens- und 
ähnliche Versicherungsverträge. Die durch­
schnittliche jährliche Belastung reichte von 
97 DM (in Haushalten mit einem monatlichen 
Nettoeinkommen unter 300 DM) bis 2 395 DM 
(in Haushalten mit einem Einkommen von 
2 500 bis unter 10 000 DM). Für Haushalte 
von Selbständigen war sie etwa zehnmal so 
groß wie für Haushalte von Nichterwerbs­
tätigen. sechsmal so groß wie für Haushalte 
von Arbeitern, viermal so groß wie für 
Haushalte von Beamten und etwa zweieinhalb­
mal so groß wie fUr Haushalte von Angestellten 
und Landwirten. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß die im Jahr 1969 erfolgten Beitrags­
zahlungen jeweils auf die Zahl aller Haushalte 
mit Lebensversicherungen bezogen wurden. 
Ein geringfügiger Prozentsatz dieser Haus­
halte dürfte aber bereits beitragsfrei gewesen 
sein (vor allem bei langfristigen Sterbegeld­
versicherungen) . 

Haushalte mit Bausparverträgen 

Noch nicht ausgezahlte (zugeteilte) Bauspar­
verträge sind insofern Vermögensbestände 
besonderer Art, als sie in der weitaus größten 
Zahl der Fälle nur ein Zwischenstadium auf 
dem Weg zum Erwerb von Haus- und Grund­
besitz darstellen. Zwar werden Bauspar­
verträge auch aus rein steuerlichen Gründen 
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~ Private Haushalte11 mit Bausparverträgen 1 
--35 35 

0 _ 4354 im Bundesgebiet am 31. 12. 1969 

30--- - 30 

25 ---t l------:-:---:---:::-:----:--;::-:-:--- 25 
Von d1esen Haushalten verfugten • S uber 
Vertrage m1t Bausparsummen von .• DM 

20 

10 

unter 360 

360- 600 

&00 -I 200 

1200-1800 

I 800-2 400 I I 
2 400-3 000 

§ DM durehschn. Jahresbellraa 

I I I 3000-3600 
Von d1esen Haushalten zahlten 1969 ... S 

3600-4200 Jahresbelträge von .. DM 
4 zoo- 4800 

i I I I 4 800 u. 1118111 

DM 
0 10 15 zo 25 311 35 40 ' 

I) ohne Haushalle wn Auslindern und ohne PrlvalllJushalte la Anslilien sowie 
ohne Haushalle 11111 IIPC!IIIIIonatl. Haushaltw.ttoeinkommen von 10 000 u. l:lclu DM 

oder wegen der Bausparprämie abgeschlossen, 
der Anteil dieser "unechten" Bausparer dürfte 
Jedoch nicht allzu hoch sein. 

Da für den Bau oder Kauf von Häusern 
oder Grundtitücken in der Hegel erhebliche 
finanzielle Mittel erforderlich sind, die zu 
einem wesentlichen Teil durch Bauspar­
vei·träge beschafft werden, i!:;t der Anteil 
der llaushalte mit Bausparverträgen an der 
Ge~mmtzahl der privaten Haushalte mit 23% 
we::;entlich geringer al::; der Anteil der Haus­
halte mit Sparbüchern und Lebensversiche­
rungen. Außerdem liegen die Abschlußsummen 
deutlich höher als bei den Lebensversiche­
rungen. Von den Haushalten mit Bauspar­
verträgen besaßen knapp 44o/o Verträge mit 
einer Bausparsumme von 20 000 und mehr DM; 
darunter waren immerhin noch So/o mit 
Verträgen über 50 000 und mehr DM. In rund 
35'}'0 der Haushalte mit Bausparverträgen 
beliefen sich die Bausparsummen auf 10 000 
bis unter 20 000 DM und nur in 22o/o auf 
weniger als 10 000 DM. 

Die mit den hohen Bausparsummen verbundenen 
laufenden monatlichen Belastungen bewirken, 

daß der Abschluß von Bausparverträgen 
wesentlich mehr von der Höhe des monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommens abhängt als der 
Abschluß von Lebensversicherungsverträgen. 
Von 100 Haushalten mit einem Einkommen 
von weniger als 300 DM verfügten 35 über 
Lebens - und ähnlichen Versicherungen, aber 
nur etwa drei über Bausparverträge. Die 
Streuung der Abschlußsummen war bei den 
Haushalten mit Lebensversicherungen wesent­
lich größer als bei den Haushalten mit 
Bausparverträgen, bei der1en unabhängig vom 
Einkommen eine Mindestsparsumme von 
einigen Tausend DM erforderlich ist, wenn 
der Bausparvertrag seinen eigentlichen Zweck, 
nämlich den Bau oder den Erwerb von 
Wohnungseigentum finanzieren zu helfen, 
erfüllen soll. 

Auch die Gliederung der Haushalte mit Bau­
sparverträgen nach der sozialen Stellung und 
nach dem Alter des Haushaltsvorstandes läßt 
zwar deutliche Unterschiede hin:;ichtlich des 
Anteils der Haushalte mit ßau::;parvert1·!igen 
an der jeweiligen Gesamtzahl der Haushalte, 
aber eine relativ große iJbereinstimmung 
in der Aufteilung nach der llöhe der Bau­
sparsummen erkennen. Diese Feststellung 
ist selbst unter Berücksichtigung des beson­
deren Charakters eines Bausparvertrages 
sicherlich etwas überra::;chcnd . 

Außer nach der Bausparsumme wurde auch 
nach der Höhe der angesparten Beträge 
gefragt . Die zum Zeitpunkt der Erhebung 
tatsachlich angesparten Beträge, die dabei 
ermittelt wurden, rnüs::;en weit unter den 
abgeschlossenen Vertragssummen liegen. Die 
Zuteilung der Bausparsumme erfolgt nämlich 
in der Hegel bereits, wenn etwa 35 bis 40o/o 
der Gesamtsumme eingezahlt sind. Die Bau­
spar::;ummen blieben nur in 22 von 100 Haus­
halten mit Bausparverträgen unter 10 000 DM, 
die Ende 1969 vorhandenen Bau::;parguthaben 
gleicher Höhe aber in rund 83 von 100 Haus­
halten . Ferner werden die ßauspal'!:mmmen 
mit zunehmendem Alter des llau::;halt:;­
vorstand~s tendenziell geringer, die Spar­
guthaben (wegen der längeren An:;parperiode) 
dagegen höher. 
Entsprechend dem höheren Niveau der Vertrags­
summen lagen auch die jährlichen Beiträge für 
Bausparverträge wesentlich über den gezahlten 
Prämien für Lebensversicherungen. Im Jahre 
1969 wurde im Durchschnitt aller Haushalte 
mit Lebensversicherungen eine .Jahresprämie 
von 467 DM gezahlt, von Haushalten mit 
Bausparverträgen aber fast viermal so viel, 
nämlich 1 815 DM. Auch war die Spanne 
zwischen den unteren und den oberen Einkom­
mensgruppen bei den Bausparbei trägen erheb­
lich kleiner als bei den Lebensversicherungs­
prämien, 
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Haushalte mit Wertpapieren 

Bevor auf den Wertpapierbesitz privater Haus­
halte eingegangen wird, erscheint ein kurzer 
allgemeiner Hinweis auf die besondere Struktur 
des privaten Wertpapierbesitzes notwendig. 
Nach den Ergebnissen der Vermögensteuer­
statistik 1966 (Stand 1. Januar 1966) verfügten 
zum damaligen Zeitpunkt (neuere Zahlen liegen 
nicht vor) rund 16 0 000 vermägensteuer­
pflichtige natürliche Personen mit Anteilen 
an Kapitalgesellschaften über rund 90o/o des 
Gesamtbestandes aller Aktien und Investment­
zertifikate, die sich im Besitz privater 
Haushalte befanden. Bei den festverzinslichen 
Wertpapieren betrug der Anteil von rund 
140 000 Personen am Gesamtbestand etwa 45o/o. 
Selbst wenn diese Relationen 1969 nicht mehr 
genau zutrafen, darf doch angenommen werden, 
daß sich auch im Jahre 1969 der überwiegende 
Teil des gesamten privaten Wertpapier­
vermögens im Besitz einer zahlenmäßig 
kleinen Gruppe von Haushalten befand, die in 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
nicht repräsentiert wird. Zwar wirkt sich 
ihre Nichterfassung auf die Verteilung der 
An zahl der Haushalte nach Vermögens­
größenklassen kaum aus, wertmäßig besteht 
aber eine erhebliche Erfassungslücke. 

Rund ein Fünftel der hier dargestellten 
privaten Haushalte besaß Ende 1969 Wert­
papiere. Der Tageswert der Papiere belief 
sich in 41 von 100 dieser Haushalte auf 
weniger als 2 000 DM; dieser Anteil ist 
somit fast genauso hoch wie der Anteil der 
Haushalte mit Sparbüchern unter 2 000 DM 
an der Gesamtzahl der Haushalte mit Spar­
büchern. Auch nach den Ergebnissen der 
Stichprobe ist damit bewiesen, daß es sich 
bei dem überwiegenden Teil der Haushalte 
mit Wertpapieren um Kleinsparer handelt, 
die nicht mehr als einige Tausend DM 
investiert haben. Faßt man alle Haushalte 
mit Beständen im Wert von weniger als 
5 000 DM zusammen, so hat man bereits 
knapp zwei Drittel aller Haushalte mit 
Wertpapieren. 

Ein Teil der vorhandenen Wertpapiere wurde 
sicherlich bereits vor Jahren erworben; ein 
unmittelbarer Zusammenhang zwischen Wert­
papierbesitz und Haushaltsnettoeinkommen 
besteht eigentlich nur bei den Haushalten, 
die im Jahre 1969 erstmals Wertpapiere 
gekauft haben. Trotzdem nimmt sowohl der 
Anteil der Haushalte mit Wertpapieren an 
der Gesamtzahl der Haushalte als auch der 
Anteil der Haushalte mit Wertpapierbeständen 
im Wert von 10 000 und mehr DM mit 
steigendem Haushaltsnettoeinkommen zu. Nur 
etwa 6o/o aller Haushalte mit einem monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen unter 3 00 DM besaßen 
Wertpapiere; in jedem zweiten di~ser Haus-
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halte betrug der Wert der Bestände weniger 
als 2 000 DM. Dagegen verfügten 58% der 
Haushalte mit einem Haushaltsnettoeinkommen 
von 2 500 bis unter 10 000 DM über Wert­
papiere; in jedem zweiten dieser Haushalte 
lag der Wert der Bestände bei 10 000 und 
mehr DM. 

Haushalte von Selbständigen, die Wertpapiere 
besaßen, unterschieden sich von vergleich­
baren Haushalten aller anderen sozialen 
Gruppen vor allem durch eine stärkere 
Häufung der Haushalte in den oberen Bestands- e 
größen.klassen. Bei den Arbeitern und Land­
wirten waren dagegen die unteren Größen­
klassen am stärksten besetzt. Bei den 
Haushalten von Landwirten dürfte diese 
Klumpung nicht nur einkommensbedingt sein, 
sondern zum Teil auch auf das Vorhandensein 
geringwertiger, absatzbedingter Beteiligungen 
(zum Beispiel sogenannter 11 Zuckeraktien") 
zurückzuführen sein. 

Gliedert man die Haushalte mit Wertpapieren 
nach dem Alter des Haushaltsvorstandes, 
so ergibt sich, daß wider Erwarten der 
An t e i 1 der Haushalte mit Wertpapieren in 
allen Altersgruppen - mit Ausnahme der 
kaum ins Gewicht fallenden Haushalte mit 
Haushaltsvorständen unter 25 Jahren - etwa 
gleich bleibt. Dagegen verlagerten sich die 
Schwerpunkte der Vermögensbestände mit 
zunehmendem Alter des Haushaltsvorstandes 
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von den unteren zu den mittleren und oberen 
Gruppen'. 

Haushalte mit Haus- und Grundbesitz 

Auf die Problematik der Bewertung von Haus­
und Grundbesitz wurde bereits in dem ein­
leitenden Beitrag hingewiesen. Sicherlich sind 
die Einheitswerte von 1935 kein geeigneter 
Maßstab, um daran den tatsächlichen gegen­
wärtlgen Wert von Grund und Boden zu 
messen, zumal es im Hahmen des ohnehin 
sehr anspruchsvollen und zeitaufwendigen 
Schlußinterviews nicht möglich war, nähere 
Einzelheiten über die Art des Grund­
vermögens zu erfragen. Immerhin ergeben 
sich nus der Verteilung der Einheitswerte 
aber doch einige Hinweise auf die Bedeutung 
des Haus- und Grundbesitzes als Form der 
Vermögensanlage. 

Ende 1969 verfügten 39 von 100 Haushalten 
nach ihren Angaben llber Haus- und Grund­
besitz (ohne eigengenutzte Betriebsgebäude 
und -grundstüc:ke). Dabei wird es sich über­
wiegend um Eigentum an bewohnten Grund­
stücken, insbesondere an Grundstücken mit 
Ein- und Zweifamilienhäusern, handeln, die 
ausschließlich oder überwiegend zum eigenen 
WohngcbJ•auch bestimmt waren. Nach den 
Ergebnissen der lo/o-Wohnungsstichprobe 1965 
waren rund 32% der damals erfaßten !laus­
halte Eigentümer der Wohnung oder des 
Gebäudes, worin sie lebten. 70o/o der Eigen­
tümerwohnungen lagen in Ein- oder Zwei­
familienhäusern. 

Auch die Gruppierung nach der Höhe der 
Einheitswerte (Stand: 1935) deutet darauf hin, 
daß Haus- und Grundbesitz für die meisten 
privaten Haushalte kein Erwerb~vermögen 
dar·stellt, das ständig Einkünfte erbringt. 
Bei etwa 70 von 100 Haushalten mit Haus­
und Grundbesitz lag der Einheitswert der 
vorhandenen Grundstücke unter 10 000 DM. 
Wenn auch die zahlenmäßige Übereinstimmung 
mit dem Anteil der Eigenheimbesitzer an den 
Eigentümerhaushalten nach der Wohnungs­
stichprobe 1965 weitgehend zufällig ist, dürfte 
die Annahme berechtigt sein, daß bei Einheits­
werten unter 10 000 DM das Eigentum an 
unbebauten oder mit Ein- oder Zweifamilien­
häusern bebauten Grundstücken die Regel ist. 
Umgekehrt liegt bei Einheitswerten von 
20 000 und mehr DM die Vermutung nahe, 
daß - soweit sich diese Angabe auf bewohnte 
Grundstücke bezieht - der EigentUrner im 
allgemeinen nicht nur seinen eigenen Wohn-

4) Elr> wt'oterer Aufsott von M. Euler in Wirrschalt und Sror iGfi k 1971, 
Seite 199 ff. (Morz) besehäftigt $Ich an Hand der ErQebninse d~r 
EVS 1969 mir der Höhe und Struktur der Wertpoplerbestoodl! und den 
Wertpop I ercrten 
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bedarf deckt, sondern auch Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung erzielt. 

Schon allein deshalb, weil bei Haus- und 
Grundbesitz der Übernahme ererbten Gutes 
ctne weit größere Bedeutung zukommt als 
bei allen anderen hier erfaßten Vermögens­
formen, ist der Zusammenhang zwischen 
laufendem Haushaltseinkommen und Haus- und 
Grundbesitz weniger eng als etwa bei Wert­
papicrbesitz. Lediglich in den Einkommens­
gruppen von 1 800 und mehr DM ergibt sich 
eine deutliche Verschiebung zu den höheren 
Einheitswertgruppen. Jeder zehnte Haus- und 
Grundbesitzer mit einem monatlichen Haus­
haltsnetteeinkommen von 2 500 bis unter 
10 000 Dl\1 verfügte über GrundstUcke mit 
einem Einheitswert von 50 000 und mehr DM. 
Bei den nicht nachgewiesenen Haushalten mit 
Einkommen von 10 000 und mehr DM dürfte 
dieser Anteil noch wesentlich höher liegen. 

Bei der Gliederung der Ergebnisse nach der 
sozialen Stellung des Haushaltsvorstandes 
heben sich die Haushalte der Landwirte und 
der Selbständigen dadurch hervor, daß die 
Einheit:::nvcrtgruppen von 20 000 und mehr DM 
bei ihnen wesentlich stärker besetzt sind 
als bei den übrigen Haushalten. Vor allem 
bei den Landwirten ist dies allerdings auch 
dadurch zu erklären, daß hier eine Trennung 
des privaten und betrieblichen Grundvermögens 
häuf1g nicht möglich ist, so daß in den 
beim Interview genannten Einheitswerten das 
Betriebsvermögen, obwohl es von der Erfas­
sung ausgeschlossen war, meist doch enthalten 
sein dürfte. Inwieweit da.s auch für Selbständige 
zutrifft (etwa filr einen Gewerbetreibenden, 
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der im ersten Stock seines Hauses wohnt 
und im unteren Geschoß seine Geschäftsräume 
hat), läßt sich aus dem Material nicht 
erkennen. 

Das Alter des Haushaltsvorstandes ist zwar 
für den Anteil der Haushalte mit Haus- und 
Grundbesitz an der Gesamtzahl der H&ushalte 
bedeutsam, für die Verteilung der Einheits­
werte nach Größenklassen dagegen kaum. 
Sieht man von den Haushalten mit einem 
Haushaltsvorstand unter 25 Jahren ab, da hier 
kein statistisch gesicherter Nachweis möglich 
ist, so ergibt sich folgendes Bild: Haushalte 
mit 25- bis unter 35jährigen Haushalts­
vorständen besaßen zu 26o/o Grundbesitz. 
Dieser Anteil erhöhte sich bis zu fast 50o/o 
bei den Haushalten mit 45- bis unter 55jährigen 
Haushaltsvorständen und sinkt dann wieder 
auf 33% bei den Haushalten, deren Haushalts­
vorstand das 65. Lebensjahr vollendet hatte. 
Die Verteilung der Einheitswerte nach Größen­
klassen ist dagegen insbesondere bei Haul:i­
halten mit IIaul:ihaltsvorständen von 35 Jahren 
an fast gleich5

• 

Sparmotive, Sparziele und 
Sparneigungen privater Haushalte 

Um die sehr beschränkten Kenntnisse über 
das Sparverhalten der privaten Haushalte zu 
erweitern, hat die amtliche Statistik erstmals 
versucht, im Rahmen des Schlußinterviews 
auch einige Informationen über Sparmotive, 
Sparziele und Sparneigungen der erfaßten 
Haushalte zu gewinnen. 

An dreHaushalte wurden hinsichtlich der Sporz1ele und 
Spormotive Fragen mit folgUJden Antwortmöglichkerfen 
gcrrchtot: 

I) Sie hoben erklärt, daß Ihre Erspomrsse ganz oder tellweise 
für bestrmmte Vorhaben verwUJdet werden sollten. Würden 
Sie brtte sogen, um welche Vorhoben es srch rm einzelnen 
hondelt';l (Houskruf oder -bau, Erwerb von Ergenlumswoh­
nungen oder eines Grundstücks, Kruf eines Kraftfahrzeugs, 
Kauf sonst1ger größerer Einnchtungs-, Gebrruchs- oder 
Schmvckgegenstöndc, UrloubsrersUJ, Übernohme oder bessere 
Ausstattung emer eigenen Firma oder Proxrs, sonstrge größere 
Vorhaben) 

2) Sro haben erklärt, daß Ihre Ersp:Jm1sse nur z. T. oder über· 
hovpt mcht zur Finonz1ert.Jng bestimmter Vorhoben vorgesehen 
waren. Würden Sie b1tte sogen, ovs welchen cr>deren Gründen 
gespart wurde? (Um dre Altersversorgvng für srch s lbst oder 
den Ehepartner zv s1chem; um die Zukunft und Ausbildung 
der Kinder zu s1chem; um m Notfällen, z. B. Krankheit oder 
Arbertslosrgkert, mcht mrttellos zu sein; weil Sporen Ansehen 
und Gewmn bringt; weil es unnötig gewesen wäre, dre vor­
haJdenen Mittel ganz für die Lebenshaltung ruszugebon; aus 

sonstrgen Gründen) 

5) Ein weiterer Aufsatz von M. Euler in Wirtschaft und Stotl&tlk 1971, 
Seite 261 ff. (April) beschäftigt sich on Hand d"r Ergebnisse der 
EVS 1969 mlt den laufenden Aufwendungen (Unterhaltskosten sowie 
Tolgungs· und Zlnnohlunger>) für Haus· und Grundbesl!z 

Hlnsrch:/ich der Sparneigung lautete dre FrogestP./Iung 
w e folgt: 

I) Wenn Ihr monatliches Housholtsnettoemkommen vom nächsten 
Monat ob um 10% erhöht würde, wrevre/ würden Sie von dem 
zusätzlrchen Geld wohl sparen? 

Folgende Antwortmöglrchkeflen waren vorgegeben: 

Alles 
Etwa drei Viertel 
Etwa em Halb 

Etwa ein Vrertel 
N1chts 
Weiß nicht 

Haushalten, die noch ihren Angaben zusätzliches Geld sparen 
würden, wurde werter die Frage gestellt: 

2) ln welcher Form wOrden Sie das Geld sparen? 

Fo/gmde Antwortmöglrchkeiten waren vorgegeben: 

Avf das Sporbuch emzohlen 
Wertpoptere kaufen 
Lebensversrchervng oder Bovsparvertrog abschließen, erhöhen 

ln ergmen Betrteb, Proxis 111vestieren 
in anderer Weise (z. B. bar) sparen 

Werß nicht 

Wenn auch eine einmalige Untersuchung 
lediglich als eine Momentaufnahme angesehen 
werden kann, weil für die Wirtschaftssubjekte 
die Datenkonstellation im Zeitablauf viel­
fältigen Wandlungen unterworfen ist, so hat 
die Erhebung doch für einen ganz bestimmten 
Zeitpunkt, nämlich das Jahresende 1969, 
auf diesem Gebiet erstmalig Erkenntnisse 
erbracht, an die zu gegebener Zeit wieder 
angeknüpft werden kann. Die Ergebnisse sind 
von M. Euler in einem Aufsatz in "Wirtschaft 
und Statistik" 1971 Seite 137 ff. (Februar} 
ausführlich besprochen worden. 

Nutzung 
der staatlichen Sparförderung 
durch private Haushalte 

In welcher Weise und in welchem Ausmaß die 
privaten Haushalte die direkten staatlichen 
Sparförderungsmaßnahmen genutzt haben, wie 
sie sich im Wohnbau-Prämiengesetz von 1954, 
im Spar-Prämiengesetz und im Vermögens­
bildungsgesetz (Gesetz zur Förderung der 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer} nieder­
geschlagen haben, wurde ebenfalls durch 
Fragen des sogenannten Schlußinterviews 
geklärt. Erfragt wurden folgende Merkmale: 

a} Besitz prämienbegünstigter Sparbücher und 
Höhe der prämienbegünstigten Sparguthaben 
am 31. 12. 1969; 

b} Besitz von Bausparverträgen, Bauspar­
leistungen im Jahre 1969, Inanspruchnahme 
von Bausparprämien oder Steuervergünsti­
gungen; 
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c) Anlage von Ersparnissen nach dem 312 - DM­
Gesetz (Zweites Gesetz zur Förderung der 
Vermögensbildung der Arbeitnehmer) nach 
Sparformen im Jahr 1969,Bezug vermögens ­
wirksamer Leistungen des Arbeitgebel's. 

Auch dieser Teil der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1969 hat interessante 
Ergebnisse erbracht, die gleichfalls von 
M. Euler in "Wirtschaft und Statistik" 1971 
Seite 59 ff. (Januar) dargeboten und analysiert 
worden sind. 

Lücken und 
Entwicklungsmöglichkeiten 
der Vermögensstatistik 

So umfangreich der Fragenkatalog und so 
vielschichtig die Ergebnisse der Einkommens­
und Verbrauchsstichprobe auf dem Gebiet 
der Vermögensbildung sind - es konnten auch 
im vorliegenden Aufsatz über die Vermögens­
bestände und die Vermögensverteilung in 
privaten Haushalten nur Teilausschnitte 
behandelt werden -, so genügen sie dennoch 
nicht den Anforderungen an eine Vermögens­
statistik, die als Grundlage so bedeutsamer 
und weittragender gesellschaftspoli tischcr 
Maßnahmen dienen soll, wie sie zu einer 
Umverteilung des Volksvermögens ohne 
politische und wirtschaftliche Erschütterungen 
und Rückschläge erforderlich sind. 

Es hat sich gezeigt, daß erhebliche Ltlcken 
hinsichtlich der Erfassung bestimmter 
Vermögenswerte bestehen. Das fängt beim 
sogenannten Geldvermögen privater Haushalte 
an, das sich aus Sparguthaben bei Banken, 
Sparkassen, Post usw. , Wertpapierbeständen, 
Beständen auf Girokonten, an Bargeld usw. 
zusammensetzt. Hier fehlen die sonstigen 
Forderungen wie Leibrenten, Nutzungsrechte 
und älmlichcs. Vom Sachvermögen sind ledig­
lich die privaten Gebäude und Grundstücke 
und die langlebigen Gebrauchsgüter erfaßt, 
nicht aber der Hausrat, die Schmuck- und 
Kunstgegenstände sowie das Betriebsvermögen, 
das privaten Unternehmer- und Selbständigen­
Haushalten gehört. Ganz außer Betracht ~:;ind 
die immateriellen Vermögenswerte geblieben 
wie Lizenzen, Patente, Copyrights, Firmen­
werte, technisches Know -how und ähnliches. 

Darüber hinaus bestehen weitere Lücken 
hinsichtlich der Erfassung der Vermögen 
bestimmter Gruppen von Vermögensbesitzern. 
Bei der gesetzlich festgelegten Freiwilligkeit 
der Beteiligung an der Erhebung ist die 
Auskunftsbereitschaft über Einkommen und 
Vermögen nicht allzu groß. Besonders hohe 
Ausfallquoten entstehen durch nicht aus ­
reichende Beteiligung von Haushalten mit 
besonders hohem Einkommen und Vermögen. 
Das ist für die Ermittlung der absoluten 

Höhe der Vermögensbestände deswegen 
besonders nachteilig, "weil aus anderen 
Statistiken bekannt ist, daß der Anteil der in 
diesen Haushalten konzentrierten Vermögens­
bestände bei bestimmten Vermögensformen, 
besonders bei Betriebsvermögen und Wert­
papierbesitz, außergewöhnlich hoch ist" 6

• 

Als das zentrale statistische Erfassungs­
problem einer Vermögensstatistik aber kenn­
zeichnet M. Euler die Schwierigkeit der 
begrifflichen Abgrenzung des Vermögens 
privater Haushalte . "Was unter Vermögen der 
privaten Haushalte im einzelnen zu verstehen 
ist, wird ein Jurist anders definieren als 
ein Betriebswirt, ein Soziologe anders als 
ein Steuerrechtier . . . Es kann daher keine 
Zweifel daran geben, daß im Grunde jede 
Abgrenzung des Vermögensbegriffs durch 
rechts - , sozial- und gesellschaftspolitische 
Wert- und Zielvorstellungen beeinflußt wird". 
Das wird ganz besonders deutlich bei der 
Frage der Hinzurechnung der Sozialversiche­
t·ungsbeiträge zum Vermögensbestand der 
Arbeitnehmer und beim sogenannten Arbeits­
vermögen , worunter die gute Erziehung, eine 
solide Berufsausbildung und die antrainierte 
Gewißheit , aus eigener Kraft zurecht zu 
kommen, zu verstehen sind. Eine "sachliche" 
Lösung dieser Fragen ist letzten Endes nicht 
möglich; eine Beurteilung kann im Grunde 
nur vom jeweiligen politischen Standort her 
vorgenommen werden 7 • 

Neben diesen Schwierigkeiten bestehen die 
nicht zu unterschätzenden technischen Probleme 
der Bewertung und Fortschreibung, auf die 
hier im einzelnen nicht eingegangen werden 
kann . 

Die genannten Lücken können nicht dadurch 
geschlossen werden, daß auf andere Quellen 
spezieller vermögensstatistischer Art zurück­
gegdffen wird. Neben den direkten Befragungen 
der privaten Haushalte stehen zum Zwecke 
der Ermittlung des Vermögens privater Haus ­
halte zwar noch die Vermögenssteuerz,;tatistik, 
die Einheitswertstatistik und hinsichtlich der 
Forderungen und Verbindlichkeiten Unterlagen 
bei den finanziellen Mittlern, insbesondere 
die Kredit- und Einlagenstati stiken der Kredit ­
institute, zur Verfügung. Es seien hier die 
Jahresberichte des Deutschen Sparkassen- und 
Giroverbandes , die Jahrbücher "Die deutsche 
Lebensversicherung", herausgegeben von der 
Pressestelle des Verbandes der Lebens­
versicherungsunternehmen, sowie die Depot-

6) v.,rglelch" M. Evler "Probleme der Erfassung von Vermögens­
beständen privater Hausholte Im Rahmen der Einkommens- und Ver­
brauchsstichprobe 1969" in Wtrtschaft und SrCJIIstlk 1970, S. 601 fl. 
(Dezember) 

7) Vergleiche Rolf Seltenzahl "Die polllloche Dlr".onslon der Ver­
mogensstatl~rik" rn Gewerkschohliche ~nots~elte 1972, S. 109 ff. 
(Februar) 
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und Beteiligungsstatistik der Deutschen 
Bundesbank erwähnt. Infolge ihrer spezifbchen 
Aufgabenstellung weichen aber Methoden, 
Begriffe, Bewertungs- und Zurechnungsmaß­
stäbe der einzelnen Statistiken voneinander ab, 
so daß ihre Ergebnisse nicht zusammcngefaßt 
und mit den primärstatistischen Daten der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe in 
Einklang gebracht werden können. 

Da jedoch das Thema der Vermögensverteilung 
ein hochpolitisches Anliegen ist, werden die 
Bemühungen nicht nachlassen, die amtliche 
Vermögensstatistik auszubauen und sie mit 
den Vermögensstatistiken anderer Stellen zu 
koordinieren. Ein erster Schritt, das vor·­
handene statistische Material zusammen­
zutragen und bekanntzumachen, ist vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
mit seiner Broschüre '1Die Einkommens- und 
Vermögensverteilung in der Bundesrepublik 

Deutschland", Bann 1970 (neuestc Ausgabe 
1971) gemacht worden. Von fachkundiger Seite 
wird die Ansicht vertreten, daß die vor­
handenen Statistiken durchaus eine tragfähige 
Basis für die Erstellung eines geschlossenen 
Systems gesamtwirtschaftlicher V crmögens­
bilanzen bilden können. Konkrete Vorschläge 
enthält das neue System volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen der Vereinten Nationen 
(SNA). Die Möglichkeiten, die die Einführung 
von Personenkennzeichen und die verstärkte 
Automation in Verwaltung und Wirtschaft 
bieten, werden zweifellos zu einer engeren 
Vcrknüpfung der verschiedenen statistischen 
Erhebungen führen und dazu beitragen, den 
Aussagewert der vermögensstatistischen 
Ergebnisse zu erhöhen 8• 

Dr. G dm 

8) Ver Ie ich d e Beltroge zur 19. Togu es Stotl s ll sche" Belrot s 
om 12 1 . 'ol 197 (J,ercus e e n v S1 tlsll c Bu eso t ) 

• 
Die Schichtung der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen 

und ihrer Einkünfte 1968 
Die Ergebnisse der Steuerstatistiken werden 
auch in Zukunft stets erst verhältnismäßig 
spät vorliegen. Den Verbraucher, dem aus­
schließlich an aktuellem Material gelegen ist, 
werden sie daher weniger interessieren; 
zwischen Erhebung und Veröffentlichung liegen 
aus den verlichiedensten sachlichen Gründen 
mehr oder minder große Zeiträume, in denen 
Arbeiten erledigt werden, die primär nicht 
statistischen Zwecken dienen und auf deren 
Beschleunigung der Statistiker keinen ent­
scheidenden Einfluß hat. Dieser Nachteil 
mangelnder Aktualität wird jedoch dadurch 
zum Teil wieder ausgeglichen, daß es sich 
bei den Steuerstatistiken um Struktur­
erhebungen handelt. Erfahrungsgemäß ändert 
sich nämlich in der Hegel die Struktur eines 
Steuersystems, also die Art und Weise, wie 
die verschiedenen Glieder dieses Systems 
zu einem Ganzen zusammengefügt sind, kurz­
fristig nur wenig. Die Statistiken der Steuern 
vom Einkommen zum Beispiel werden daher 
auch nur alle drei Jahre aufbereitet. Erst 
die längerfristige Betrachtungsweise bietet 
überhaupt die Möglichkeit, die entscheidenden 
Veränderungen und Entwicklungstendenzen zu 
verfolgen. Trotz des relativ späten Vorliegens 
der Ergebnisse ist die Aufbereitung der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistiken schon 
deswegen gerechtfertigt, weil sie verhältnie­
mäßig vollständiges Zahlenmaterial zu Sach-

gebieten liefern, die ilber rein steuerliche 
Tatbestände hinausgehen und anderswo im 
Instrumentadum der amtlichen Statistik nicht 
enthalten sind. 

Mit den Ergebnissen der Lohnsteuerstatistik 
1968 und der Einkommensteuerstatistik 1968 
liegen nunmehr Unterlagen filr eine einheit­
liche Schichtung der steuerlichen Einkünfte 
aller in Schleswig-llolstein wohnenden natür­
lichen Personen vor. Dic:se Unterlagen fielen 
schon bei früheren Statistiken an, jedoch e 
sind jetzt erstmals durch besondere me­
thodische Vorkehrungen bei der Aufbereitung 
die Voraus:;;etzungen geschaffen worden, um 
vergleichbare Begriffe zu erhalten und damit 
eine ziemlich genaue Zusammenführung der 
s t c u e r l i c h e n EinkUnfte aller natürlichen 
Personen zu einer einheitlichen Einkommens­
pyramide zu ermöglichen. 

Eine Schichtung der ökonomischen Ein­
künfte (etwa im Sinne der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen) kann von der Einkommon­
steuerstatistik nicht erwartet werden. Die 
Statistik beruht auf Unterlagen, die primär 
für steuerliche Zwecke angelegt sind. Sie 
kann daher auch nur etwas über die steuer­
lichen Einkünfte aussagen. Alle Hochrechnungs­
versuche zu einem ökonomischen Einkommen 
mit Hilfe von Angaben, die bei der Auf­
bereitung der Steuerstntistik anfallen, können 
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die steuerlichen Einkünfte zwar modifizieren; 
sie kommen dem ökonomischen Einkommens­
begriff aber nicht in entscheidendem Maße 
näher, solange insbesondere die Einkünfte 
aus der sozialen Rentenversicherung 1 sowie 
die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
größtenteils und die Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung sowie die unverteilten 
Gewinne der Kapitalgesellschaften überhaupt 
nicht . erfaßt sind. Im Gegenteil, eine solche 
Modifizierung würde die bestehenden Begriffe 
verwässern, indem ein neuer (dritter) Ein­
kommensbegriff geschaffen würde, der weder 
den steuerlichen noch den ökonomischen 
Einkünften entspricht . 

Zur Aufstellung emer derartigen E inkommenspyrcn1ide der 
zusammengeführten Teilmassen •Lohnsteuerpf11ch:1ae" und 
"Emkcmmensteu rpf11chtige " müßte der Einkommensbegriff 

crwe1t rt werden. Zusätzl1ch embezogen würde das, was neben 
den s teuerlichen Emkünften m1t Hilfe dc:r Einkommcnsteu€ir­
statlstlk noch zu erfassen 1st; es 1st vergleichsweise ein rech t 
germger B· trog gegenüber dcm1enigen Te!l des (,ikonomlschen 
Ernkommcns, den ernzuboz11men mcht möglich •st. 

Die Ergänzung setz t s1ch ous dem Arbe1tnehmerfre1betrog, dem 
\te,hnachtsfro•betrag, den Aufwendungen nach dem zwe1t0'1 Ver­
mögensb• ld.mgsgcsetz und den Sonderve·rgünstig.mg!:-n zusammen. 
Hauptsöchl1ch s •nd in ihr die Sondervergüns tig.mgu. noch § 7b 
EStG t'(l tholten. Die Abgr"'nzunq dieses erweiterten E inkomm€.'(15· 
begri ffs is t recht wi llkür lich gewählt, und z. T . is t s tntt1 g, ob 
die Hinzurechnungen wirklich zum ökonomischen Emkommen 
gehören . 

Für den sogenamten • rgönzten Gesantbctrog der Einkün fte " 
ergäbe s1ch dadurch m Schleswig-Hols tein gegenuber dem srwer­
lichen Gesamtbetrag der Emkün fte em um 587 Mr /1. DM höherer 
Wen. 

Abgrenzung der wichtigsten Begriffe 
und Berechnungsmethode 

Das Haupthindernis für eine exakte Zusammen­
führung der Lohn- und Einkommensteuer­
pflichtigen bildete bisher die unterschiedliche 
Abgrenzung der Begriffe "Lohnsteuerpflich­
tiger" und "Einkommensteuerpflichtiger". 
Während die Schichtung der Lahnsteuer­
pflichtigen sich stets auf die individuellen 
Einkünfte der einzelnen Arbeitnehmer bezog, 
beruhte die Pyramide der Einkommensteuer­
pflichtigen teils auf Individualeinkommen, teils 
aber auch auf dem kumulierten Familien­
einkommen der Ehegatten (Zusa.mmenveranla­
gung) . Um diese Diskrepanz zu beseitigen, 
wurde mit der Aufbereitung der Lohnsteuer­
statistik 1968 der Begriff "Lohnsteuerpflich­
tiger" demjenigen des Einkommensteuer­
pflichtigen angeglichen, das heißt, Ehegatten 
mit beiderseits Bruttolohn wurden als ein 
Steuerpflichtiger gezählt und mit ihren 

1) Alle in Jle Elnki.inhe aus dE-r öffentlichen Arbeiter- und Angestellte~­

rentenvers id,erung beli efe~' s ich Im J ahre 1968 in Sch leswig-Hols tel n 
au f schätzung•weose 1,3 Mrd, DM 

zusammengerechneten Einkünften in die 
Schichtung eingeordnet. Diese methodische 
Anderung ist nur folgerichtig, wenn man 
bedenkt, daß die Lohnsteuer weiter nichts 
als eine besondere Form der Einkommen­
steuer ist und das Prinzip der Zusammen­
behandlung von Ehegatten auch in der Lohn­
steuer (zum Beispiel beim gemeinsamen 
Loh.nsteuer- J ahresausgleich) durchaus üblich 
ist . Im übrigen bewegen sich beide Steuerarten 
seit längerer Zeit in zunehmendem Maße 
aufeinander zu, weil mehr und mehr Lohn­
steuerpflichtige infolge der Bestimmungen des 
§ 46 EStG zur Einkommensteuer veranlagt 
werden müssen, und es ist durchaus nicht 
abwegig zu erwarten, daß eines Tages die 
Lohnsteuer in der Einkommensteuer aufgeht, 
wenn nicht die Einkommensgrenzen des § 46 
EStG drastisch heraufgesetzt werden . 

Schema für die Zusammenführung 
der Lohn- und Einkommensteuerpflichtigen 

und Ihres steuerlichen Gesamtbetrages der EinkUnfte 

A) STEUERPFLICHTIGE 

Zahlen bot•ehon Siel> wf dtts 
Eo!>ebu-1!1'$ ohr 191111 

627 000 I nltbtve~a~~laatr LDtmsleaerplhtbhrez) 
L------=~~----~1 

M"""""""'"'="' veranlaate 

D- 4358 

ElnkOIDlllensteuerpn•tbllre 

I Lohn- und Ei,.DIIII!Ien-
L-------=8=36=000=-------' $leuerplhtblite zusammen 

B) GESAMTBETRAG DER EINKUNFTE 

l-----~8;:·6;:45;:M;:rd:;. ::::;:01.1:_ _____ -l steuerpflltbtlaen 1nsaesa<~l I iii ~ l BrutiOiohn de1 Lohn-

Wertllmaskosten, [-9~ Mi II 011 
Alt.e;tnehmerfre;betraa. Weihnachtslrelbetraa • 

I 

I 
Einllbnfle aus nlchlselbsi!nd•&et 

L ____ .=:=:=::::~---~- Albeitalle~Lohnsteuerpflu:hliaen 

r:===;=i Ernkünfte aus n~tlltselbsl A1beltll 
l -2.36411nl. owj vonzu1 Eonllommensteuer vmnla(len 
I Lohn~teuerpfllchtoaen 

,..------------;~ Gesa~~l!Jetraa dcf Eumllnfte von nlchlvtlanlaeten l) 
21 _ l.olllsteueiJ)fhtlltraen 

I 
Gesamlbehll& de1 Einkünfte de1 I I H7l7 llrd. DM I 
ve~a~~laaten Einkolllllensteuefl)nitlihren L_..::=:=::::=.._~ 

ll emstllllellfoch sleue•freler VersoraunesbezDre im Sinne des t 19 (3) EStG 
2) 01e 01fferenz wn 2 000 Lohnsteuerpfllchtoaen bzw. ca. 100 MI II. DM ElnkOnllen ae(ellllber dc< 
Er&ebnls aus de1 Subirakiion de1 berden w•heraehenden Posten ellcl!rt siellaus der unwllst3n· 
diaen ErfaS$un& de1 Einkünfte ln de1 Lohnsteue1stalisl1k und deren E1(3nzuna 1111 Hilfe der 
Elnkommensteumtahsllk 
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Eine weitere Schwierigkeit, die Lohn- und 
Einkommensteuerpflichtigen zu einer einheit­
lichen Schichtung zusammenzufassen, bestand 
in dem unterschiedlichen SchichtungsmerkmaL 
Für die Einkommensteuerpflichtigen ist die 
Höhe des Gesamtbetrages der Einktinite maß­
gebend, während die Lohnsteuerpflichtigen 
bekanntlich nach der Höhe des Bruttolohnes 
in Größenklassen eingeteilt werden. Auch 
hier wurden die Ergebnisse der Lohnsteuer­
statistik durch eine besondere Aufbereitung 
in der Weise modifiziert, daß sie mit der 
Einkommensteuerstatistik vergleichbar waren 
und zusammengeführt werden konnten. Zur 
Ermittlung der steuerlichen Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit (das entspricht dem 
Gesamtbetrag der Einkünfte der nicht­
veranlagten Lohnsteuerpflichtigen} mußten die 
Werbungskosten und der Arbeitnehmer- und 
Weihnachtsfreibetrag vom Bruttolohn sub­
trahiert werden. Entsprechende Kosten und 
Freibeträge sind nämlich in den Einkünften der 
Einkommensteuerpflichtigen nicht enthalten. 

Lohnsteuerpflichtige 
und veranlagte unbeschränkt Elnkommensteverpfl ichtige 1968 

ohne Verlustfälle der zcr Einkommensteuer Veranlagten 

Größenklasse 
noch de.., 

Gesamtbetrog 
der Elnkvnfte 

1 000 DM 

Mlll. DM 

0 oder negativ 
unter 1,5 

1,5- 3 
3 - 5 
5 - 8 

8 - 12 
12 - 16 
16 - 25 
25 - 50 

so - 75 
75 - 100 

100 -250 
250 -500 

0,5-
1 2 
2 - 5 
5 und mehr 

lnageaomt 

Unb<>schrönkt 
Einkommen-

steuerpflichtige 
I 

Gesamt· 
betrog 

Anzahl der Ein-
kvnfte 

Mlll. DM 

" 
563 0,6 

3 021 7,1 
9 505 39,0 

233M 153,5 

38 831 388,1 
31 561 437,9 
51 737 1 050,6 
37 282 1 223,6 

6 307 380,5 
2550 219,6 
3 222 462,6 

397 131,6 

118 77,3 
31 42,8 
20 58,9 
5 43,4 

208 494 4 717,1 

N ichtveranlogte 
Lohn­

steucrpfl,chtlge 2 

Anzahl 

35 599b 

54 853 
31 008 
47961 

109 466 

176 675 

112 436 
59 157 

627 155 

Gesamt­
betrog 

der Ein· 
künfte 

3 

Mill. DM 

39,2 
71,2 

193,8 
727,9 

1 758,6 
1 543,3 
1 098,9 

5 432,8 

1) einschließlich veronlogt"r Lohnsteuerpflichtiger 
2) Ehegatten, dl" beide Einkünfte ous nichtulbständiger Arbeit 
beziehen, sind- wie bei den Einkommensteuerpflichtigen - ols e 1 n 
Steuerpflichtiger gezählt 
3) einschl. steuufreler Varsorgungsb-.züge der nlchtv.,ronlogten Lohn­
steuerpflichtigen Im Sinne des § 19 (3) EStG 
o) NY-Fälle: 10 535; V,.rlusrfolle: 6 005 
bl Lohnsteuerplllcntlge mit geringem Brvttolonn, der durch Abzug des 
Arbt!ltnehmer-, Weihnochh· und Werbungskostt!nfrelbetroges ovfgezehrt 
wird 

Die veranlagten Lohnsteuerpflichtigen wurden 
sowohl von der Einkommensteuerstatistik als 
auch von der Lohnsteuerstatistik erfaßt . Bei 
einer einfachen Addition würden sie also 
doppelt gezählt. Um dies zu verhindern, 
ist im Rahmen der Einkommensteuerstatistik 
eine besondere Tabelle erstellt worden, die 
nur die veranlagten Lohnsteuerpflichtigen 
sowie ihre Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit in der Gliederung nach deren Höhe 
enthielt. Die in dieser Tabelle enthaltenen 
Lohnsteuerpflichtigen wurden vom Ergebnis 
der Lohnsteuerstatistik abgesetzt. Dadurch 
war es möglich, die Doppelerfassungen aus­
zuschalten. Von der Lohnsteuerstatistik 
blieben nur noch die nichtveranlagten Lohn­
steuerpflichtigen übrig, die nunmehr mit den 
Ergebnissen der Einkommensteuerstatistik 
vergleichbar waren und mit diesen zu 
einer einheitlichen Schichtung zusammengeiaßt 
werden konnten. 

Ergebnisse 

Die Zahl der nichtveranlagten Lohn­
steuerpflichtigen betrug im Jahre 1968 rund 
627 000; von ihnen wurden Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit in Höhe von 
5 ,43 Milliarden DM erzielt. Weitere 143 000 
Lohnsteuerpflichtige wurden zur Einkommen­
steuer veranlagt. Auf sie entfielen unter 
Einschluß der steuerfreien Versorgungsbezüge 
im Sinne des § 19 (3) EStG Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit in Höhe von 
2,36 Milliarden DM. Das ergibt insgesamt 
770 000 Lohnsteuerpflichtige mit 7,80 Milliarden 
DM Einkünften aus Arbeitnehmertätigkeit. Die 
so berechnete Zahl der Steuerpflichtigen liegt 
um etwa 2 000 über dem Gesamtergebnis der 
Lohnsteuerstatistik 1968 . Die Differenz geht 
zum Teil auf das Fehlen von veranlagten 
Lohnsteuerpflichtigen mit über 25 000 DM 
Gesamtbetrag der Einkünfte in der Lohnsteuer­
statistik zurück. Wie schon bei früheren 
Erhebungen mußte nämlich auch 1968 die 
Erfahrung gemacht werden, daß die Lohn­
steuerkarten von Veranlagten mit höherem 
Bruttolohn in den Finanzämtern den Veranla ­
gungsakten nicht entnommen wurden und damit 
für die Lohnsteuerstatistik ausfielen. 

In den Größenklassen des Gesamtbetrages 
der Einkünfte über 25 000 DM ist eine 
Besetzung mit nichtveranlagten Lahnsteuer­
pflichtigen nur noch in wenigen Fällen 
möglich, da § 46 EStG zwingend die Veranla ­
gung zur Einkommensteuer vorschreibt, sobald 
das Einkommen 24 000 DM überschreitet. 
Um die erwähnte lückenhafte Erfassung in 
der Lohnsteuerstatistik zu mildern, sind 
daher in der Tabelle oben ohne besondere 
Berechnung die Lohnsteuerpflichtigen mit 
Arbeitnehmereinkünften Uber dem Schwellen-
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wert von 25 000 DM gestrichen und durch 
die Ergebnisse der Einkommensteuerstatistik 
ersetzt worden. 

Die Häufigkeitsverteilung der Nichtveranlagten 
zeigt eine relativ starke Besetzung der beiden 
untersten Größenklassen. Hier treten in 
erheblichem Umfang Personen auf, die nicht 
das ganze Jahr über Bruttolohn bezogen 
haben oder nur teilbeschäftigt waren, zum 
Beispiel stundenweise. Diese Personen 
bestreiten ihren Lebensunterhalt in der 
Regel auch noch aus anderen nicht von 
der Einkommensteuerstatistik erfaßten Quellen 
(z. B. Rentner, Studenten). Ein Vergleich mit 
den Einkünften der ganzjährig Beschäfti gten 
in den höheren Größenklassen sollte diesem 
Umstand unbedingt Rechnung tragen. Die 
größte Häufigkeit unter den nichtveranlagten 
Lohnsteuerpflichtigen tritt in der Größenklasse 
8 000 - 12 000 DM Gesamtbetrag der Einkünfte 
auf: auf sie entfielen 28o/o aller Pflichtigen, 
die 32% aller Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit auf sich vereinigten. 

UnterdenEinkommensteuer p flieh ti g en 
konnten die Nichtveranlagten (NV -Fälle) 2 und 
die Verlustfälle 3 nicht in die Darstellung 
einbezogen werden. In der Tabelle oben 
sind sie nur nachrichtlich ausgewiesen, da 
sie in der einheitlichen Schichtung der EiD­
kommensteuerstatistik nicht enthalten sind. 
Von der Statistik wurden daher im Jahre 
1968 nur rund 208 500 unbeschränkt Steuer­
pflichtige mit positivem Einkommen erfaßt; 
hierunter befinden sich, wie oben erwähnt, 
143 000 veranlagte Lohnsteuerpflichtige. Der 
Gesamtbetrag der Einkünfte belief sich ins­
gesamt auf 4, 7 Milliarden DM, wovon lmapp 
die Hälfte auf Einkünfte aus Arbeitnehmer­
tätigkeit entfielen. Schon das Größenverhältnis 
der Zahlen zwischen Einkommensteuerpflich­
tigen und nichtveranlagten Lohnsteuerpflich-

• tigen sowie der relativ hohe Anteil der Lohn­
steuerpflichtigen unter den Veranlagten lassen 
die hervorragende Bedeutung der Einkünfte 
der Arbeitnehmer für die Besteuerung der 
Einkommen erkennen. Bei einem Vergleich 
der Schichtungen bleibt aber festzuhalten, 
daß die Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit sich stärker auf die kleinen und mitt­
leren Einkommen konzentrieren, während die 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb stärker in den 
höheren Größenklassen zu finden sind. 

2) Etn NV-Foll liegt Insbesondere donn vor, wenn steh bei !!lnem 
unbeschränkt ln der Veranlogungsll ste verzeichneten Steuerpflichtigen 
ohne besondl!re P..Vfvng ergibt, doß dl!r zu versteul!mde Ell"korr mens· 
betrog bel Anwendung der Grundtobeile wenlgl!r ols 1 710 DM, bei 
Anwendung der Splittinglobelle weniger ols 3 420 DM beträgt, olso 
unter der Freigrenze liegt 

3) Ein VerlustFall liegt vor, wenn die Veranlagung ein negatives Ein­
kommen oder, soweit Sonderausgaben nicht geltend gemocht werden, 
einen negativen Gesamtbetrog der Einkünfte ergibt 

Die einheitliche Schichtung der Lohn- und 
Einkommensteuerpflichtigen ist in 
wesentlichen Umrissen durch die Verteilung 
der Lohnsteuerpflichtigen auf die einzelnen 
Größenklassen bestimmt. Dies läßt auch das 
Bild erkennen, in dem die Steuerpflichtigen 
mit überwiegendem Arbeitseinkommen und 
ihr Gesamtbetrag der Einkünfte sich durch 
eine besondere Schraffur aus der Gesamtheit 
der Einkommensteuerpflichtigen heraushebt. 
Danach kommt allen übrigen einkommen­
steuerpflichtigen natürlichen Personen und 
ihren Einkünften nur eine vergleichsweise 
geringe "Randbedeutung" zu. 

Von den insgesamt 836 000 Steuerpflichtigen, 
die im Jahre 1968 steuerliche Einkünfte in 
Höhe von 10,1 Milliarden DM erzielten, 
bezogen 89% überwiegend Arbeitnehmer­
einkommen. Von allen Einkünften konnten sie 
jedoch nur 75% auf sich vere1rugen. Der 
Rest entfiel hauptsächlich auf Steuerpflichtige 
mit überwiegenden Einkünften aus Gewerbe­
betrieb. Sie stellten lmapp 7% aller Ein­
kommensbezieher. erzielten aber 17% Ein­
künfte. Die Anteile der Steuerpflichtigen mit 
überwiegend anderen Einkunftsarten brauchen 
hier nicht weiter erläutert zu werden; sie 
sind unbedeutend. 

Die Lohn· und veranlagten Einkommensteuerpflichtigen 
und ihre Einkünfte 1968 nach Größenklassen 

I I I I 
• fllellemreu ll · 

Steuerpfhchttge 
Alllllberwregenden 2) 
E rnkllnflen aus 
nrchtselbstandraer 
I I I 

lit.lae Steue~~~fli 

I 

I 

Steuerlicher 
Ge$al!ltbelraa der Ern!tllnlte 

1000 I I 

25·50 

0-

Cesamibetrag der Emkünlte 
von Steuerpfhchltgen I 
mit Oberwleaenden 21 Einkünften 
aus nlehlselbslandraer Albeil 

I I I I I 
Gesamtbelrar der 

der Cbrlaen 
rchttaen 

10 40 30 20 10 0 

Sleuerpfllchhge rn 1000 Gesamtbetrag der Ernkünfte rn Mi II. DM 

I) lolaftslab bezoaen auf je I 500 DM der GrOetnklassen nach dem Gesamtbelraa det Ernk~rdle 
2) Oberwieaend hel~ · höher als Einkunfle 1us Jedet ernzeinen andeten Einkunttsart 
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Zuscmmenfossung der Lohn- und unbeschränkt Einkommensteuerpflichtigen 1968 zu einer einheitlichen Schichtung 

ohne NV- und Verlustfälle 

Größenklaue Lohn- und Einkommensteuerpflichtige 
darunter mit überwiegenden Einkünften aus 

noch dem 
Gesamtbetrag 

zusommen 
nichtselbständiger Arbeit Gewerbebetrieb 

der Einkünfte 

1 000 DM d<;~~~ü~;t;1 Gesamtbetrag Gesamtbetrag_ 

Anzahl Anzahl der E lnkUnfte 
1 

Anzahl der E lnkUnfte 

Mlll. DM Mlll. DM Mlll. DM Mlll. DM 

0 oder negativ 35 599Q 35 599° 

unter 1,5 55 416 39,9 54 955 39,4 143 0,2 

1,5- 3 34 029 78,3 31 744 73,0 885 2,1 

3 5 57 466 232,7 50 576 204,6 2 975 12,1 

5 8 132 810 881,4 119 647 796,3 6985 45,5 

8 - 12 215 506 2 146,7 201 175 2 005,0 9 349 92,8 
12 - 16 143 997 1 981,2 132 842 1 826,2 7892 109,6 

16 - 25 110 894 2 149,5 94 393 1 819,3 11 884 237,8 

25 - 50 37 282 1 223,6 21 209 671,9 10 957 374,8 

50 - 75 6 307 380,5 1 501 87,9 2 970 179,8 

75 -100 2 550 219,6 306 26,0 1 153 99,0 

100 -250 3 222 462,6 259 36,9 1 706 251,0 

250 -500 397 131,6 24 7,9 287 96,0 

0,5- 118 n,3 3 1,8 103 67,7 

1 2 31 42,8 
3 6,9 

25 34,1 

2 5 20 58,9 17 50,2 
5 und mehr 5 43,4 5 43,4 

lnsguamt 835 6 .. 9 10 U9,8 7 .... 236 7 603,0 57 336 1 696,1 

1) Ehegatten, die belde Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit beziehen, sind- wiebelden Elnkammenateuerplllchtlgen- als ein Steuer-

pfllchtlger gezahlt 
a) Lohnsteuerpflichtige mit geringem Bruttolohn, der durch Abzug du Arbeitnehmer-, Weihnachts- und Werbungskostenfreibetrages aufgezehrt wird 

Gut ein Fünftel aller Steuerpflichtigen (22%) 
hatten im Jahre 1968 Einkünfte von weniger 
als 5 000 DM. An allen Einkünften waren 
sie aber nur mit 3% beteiligt. Der größte 
Teil der Steuerpflichtigen (72%) erzielte 
Einkünfte zwischen 5 000 und 25 000 DM. 
Die Gruppe war am Gesamtbetrag der Einkünfte 
etwa in dem Maße beteiligt, der ihrem Anteil 
an den Steuerpflichtigen entspricht (71 %) • 
Dagegen erreichten nur 6o/o der Steuer­
pflichtigen mehr als 25 000 DM; am Gesamt­
betrag der Einkünfte waren sie etwa mit 
26% beteiligt. Unter ihnen befinden sich 

56 Einkunftsmillionäre, darunter 47 Unter­
nehmer und 3 Arbeitnehmer. Die größte 
Häufigkeit der einheitlichen Schichtung fällt in 
die Klasse 8 000 bis 12 000 DM mit 26% aller 
Steuerpflichtigen, die 21 o/o des Gesamtbetrages 
der Einkünfte auf sich vereinigen. 

Klavs Schelthauer 

v .. rglelche auch: "Oie Bruttolöhne der Arbeitnehmer und ihre Besteue-
rung Im Jahre 1968" und "Über 225 000 Einkommensteuerpflichtige ln .A 
Schleswlg-Halsteln" ln dieser Zeltschrift 1971, S. 73 (April) und W 
S. 207 (Oktober) sowie "Bruttolohn und Lohnsteuer (Ergebnisse der 
Lohnsteuerstatistik 1968)" ln Wirtschaft und Statistik 1971, S. 173 
(März) 

Erläuterungen 

Die Quelle Ist nur bel Zahlen vermerkt, die nicht aus dem Statistischen Landesamt stammen 

Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Tellzahlen entstehen durch 
unabhängige Rundung; allen Rechnungen liegen die ungervndeten Zahlen zugrunde. 

Sei Größenklassen bedeutet z . B. "1-5": "1 bis unter 5". 
Zahlen ln ( ) hoben eingeschränkte Aussogefohlgkel t. 

p =vorläufige, r =berichtigte, s = geschätzte Zahl, D = Durchschnitt. 
- =Zahlenwert genau Null 
0 =Zahlenwert größer als Null, ober kleiner als die Hälfte der verwendeten Einheit 

=Zahlenwert aus sachlichen oder technischen Gründen unbekannt 
oder aus anderen Gründen nicht eingesetzt, 
Angabe noch der Bezeichnung des betreffenden Tobellenfaches sinnlos 

... =Zahlenwert noch nicht bekannt 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
24. Jahrgang lieft 4 April 1972 

Schlcswig-Holstein im Zahlenspiegel 

1970/1971 

Ocz. Januar Febr. Januar Febr, 

Bc:\ol kcrung und Erw~rbstäcigkc:it 

2 494 .. 1 • Bevölkerung am Monatsende I 000 2511 2 513 2 !>16 2 543 

Naturlit!Je Bevolkerungsbcwcgung 
I 5481 •Eilesc:hlleßungen 1) Anzahl I 473 l 452 946 I 024 I 091 

• Je 1 000 Einw. und I Jahr 7,6 G,8 4 .. 5,3 5,2 

borene21 
' I 

•Leb nd Anzahl 2 930 2 794 2 928 2 921 2 756 2 518 

• )e 1 000 Einw. und I Jahr 14,1 13,7 13,7 14,3 12,1 

*Geatorb nc SI (ohne Totgebar cne) Anz.nhl 2 749 2 663 2 776 2 748 2 445 2 769 

• je 1 000 Einw. und I Jahr 13,2 13,0 12,9 12,7 13,3 

• dartmter Im ersten Lebrnsjahr Anzahl 65 57 62 55 39 77 

• je 1 000 Lebendgeborene 22,2 20,5 21,2 18,8 14,2 30,6 17,2 

• Oberschuß der Gcbor nen (+) oderGestorbenen (-I Anzahl + 181 131 + 152 113 311 - 251 - 5 • • je 1 000 Einw. und I Jahr + 0,9 + 0,7 0,8 1,6 - 1,2 -

Y/anderungcn 
•Ober die Lnndegrent.e Zugct.ogene Anzahl 8 382 7 277 7 855 7 SOG 8 254 
•Ober clle LAndesgrenze Fortgezog,.ne Anzahl 6 381 G 519 5 865 5004 6 962 

*Wand rungsgewtnn (+)oder -verlust (-) Anuhl + 2 001 + 758 + I 990 + 2 602 I 292 
*Innerhalb des LAndes Umgezogene 4) An7.ah1 9 788 0 965 10 142 8 737 11 10 

Wandcrungsf!ille Anzahl 24 551 23 761 23 662 21 347 Z6 'l24 
je 1 000 Einw. und I Jahr 165 158 J(IO 156 1'79 

Arbertstage 
*Arbeitslose I 000 8 9 10 14 13 II 14 20 1 

darunter *MIInner I 000 5 5 5 0 7 6 8 12 12 

ocren Stell• n I 000 24 22 18 19 23 16 15 15 18 
darunter rar M Mer 1 000 15 13 12 12 14 10 9 9 11 

L:anJ\\ irc~chaft 

Viehbestand 
•mndvt h (elnschUeBllch Kl.lber) 1 000 1 407a 1 407 

darunter •Milchkilhe 
(ohne Ammen- und Mutterkfihe) t 000 4938 493 

•sc:hweine l 000 1 774 
darunter •Zuchtaauen 1 000 183 

darunter •trllchtlg 1 000 112 

- chlachtungen von lnlandlreren 
*Rinder (ohn K lbor) 1 000 St. 35 36 35 28 

K lbcr 1 000 St. 2 3 3 I 3 2 
•Schweine 1 000 St. 209 226 230 198 • 5 

da•"Wller •Hauaachlnchtungen 1 000 St. 9 18 20 15 12 

6Schlachlmenaen sJ aus gewerblichen Schlachtungen 
(ohne GofiUgol) I 000 t 25,9 25,1 27,3 ·:::I 21,7 28,9 1,4 

darunt r R1nd r (uhnt' Klllber) I 000 t 8,3 8,5 8,3 6,6 10,6 Cl, 
•K lber I 000 t 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 0,1 0,2 
Schweine 1 000 t 17,4 16,4 18,7 17,4 14,8 18,1 15,0 

Durchschnalltiches Schlachtgewltnllur 
!Under (ohne Klllbar) kg 241 243 239 245 1 
K b r kg 61 GG GO 59 72 
Schweine (ab Januar 1911 neu Bereclmungsgrundlage, 
V rgl Ichbark t mit rrllhcrcn Zahlen elngcschrllnkt) kg 91 ., 90 83 

Geftaget 
ele te Bruteler6l Ein •rar Lageh~cnknkcn 1 000 4'l7 580 160 566 

•rar MasthOhn rkOken I 000 911 825 923 709 

o nag tn ls<:h 7) I 000 g 80l 7~5 8 5 13 

M1lcherzeugu & 1 000 t 178 174 158 173 7 
darunter • n M I er< ien gcllcCe•-t '!1. U2 92 90 91 2 

•Mllchlalr;;tung Je Kuh und Tag kg 11,6 11,8 10,1 11,& 12,6 

*I wird von a Jen StaUstischen l..ando::sllmt<•rn Im" Znhlcnsplcg< I" v, r f(<'nllicht +) E•·g<·bnis d r Volks h un rn 5.1970 
I) nach dem Ereignisort 2) n eh rl a· Wohng<'mclnde der Mutter 
3) nach der Wohng mL'I.ndo deu Versturhemm 4) IUJ lnncrhulb dt r G mclnde Umgt•zo~: ne 
5) clnschL ßll<"h S<!hlachtfetta, jedoch ohne rnncrcicn 6) in ßctrle '"n mit <·ln<•m Fassungsvermll en von 1 000 und ht I rn 
7) aus Schlachtung n lnl!lndrschc:-n GellOgeis in Schlachte•-eicn rult dner Schlachtkap:~zlt t von 2 000 und m I r Tier n 
a) Dt• umher b) Wlnte• balbjahr 1910 71 16 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
------------------------------------------------~----

Industrie und Handwerk 

Industrie R) 

*Besch:Ittlgtc (einschließlich tll.üger Inhaber) 
darunter *Arbelt<:r 9) 

•Geleistete ArbelteJ·stundP.n 
*Löhne (brutto) 
*Gehälte•· (brullo) 
*Kohll'verbrauch 

•Gasverbrauch 
1 1

) 
ostndt-, Kokerei- und Ferngas 
"Erd- und Erdölgas 

"Heizölverbrauch 
"lelchtea llch:öl 
*schwe•·es !lr!zOl 

~Stromverbrauch 

•Stromerzeugung 
(industricllc Eigcnt'rzcugung) 

*Umsatz (ohne M<'hrwel'tSteuer)
12

l 
darunter •Auslandsumöalz 

Produktionsindex (arbeilsUlglich) 

*Gosamtindustrlc 
"'Bergbau 
'"Grundstoff- und 

P•·oduktlonsgO.termduHtrie 

•rnvestitiqnsgt\lc•·indu.;ll'ie 
•v erb1·auche güterlnclu ijlri e 
•Nnhrungs- und Genullmltt.:-llnclustrie 

aur.erdcm 
l'roduktionsindC'x für dlt! Bauindustrie 

Handwerk (1\feßz:•!fern) 131 

•Besch:JfUgle (•'inscltlleßllch tätiger Inl1aber) 

I 000 
I 000 

1 000 
Mill. nM 
Mi11, DM 

I 000 t SI~F.;IO) 

Mill. Ncbm 
!'vt.lll. Ncbm 
Mill. Ncbm 

I 000 t 
I 000 t 
I 000 t 

Mill. kWh 

1\lill. kWh 

Mill. DM 
Mill. 0:\t 

1962•10() 
1962=100 

1962•100 

I !)62•1 00 
1962•100 
1962•100 

(Ende des ViertelJahres) 30. 9. 1962•100 

oumsatz (cl.nsr.hl. ~1. hrwcrlsteuer) 
darunter *llnndwcrk umsatz 

Vj, -0 1962•100 
VJ. -0 1962•100 

ÖlTend ichc EncrgiC\ersorgung 

OStromerzeugung (b1·ulto) 

oStromv~'rbrauch (e.insc:hllnßlich Vet•lttste) 

*Gasc·rznut,'1.mg (brutto) 
11

) 

i\!Ul, kWh 

l\Ull. kWll 

Mill. Ncbm 

I!J U\\ i rr,ch:~fr unJ \\'ohnungs\\Cscn 

Bauhauplge·,.,erbe (n:~.c:h dl."r Tolalr•·hebung bocnge, e.,hn,·t) 

*Bcsch:i!Ugte (eln~chlicßlich tlitlger Inhaber) Anzahl 

*Geleistete Arbeitsstunden 
darunter für 

+Wohnungs bauten 
•geiVcrbliche und nduslriclle Bauten 
•Verkehrs- Wld ll[fentllche Bauten 

*Löhne (brutto) 
*Gchfiltcr (b•·ulto) 
*Umsatz (ohno Mehrwcrlsteucr) 

I 000 

I OOU 
I 000 
I 000 

M 11. DM 
Mlll. Ol\l 
Mlll. DM 

1971 

nats-

1970 

Mo 
durc hschnllt 

191 
145 

24 110 
157,2 
66,6 

33 

23,9 
11,2 
12,7 

94 
19 
75 

156 

37 

l 070 
144 

163 
118 

201 

179 
173 
123 

12G 

96 

151 
15ä 

2111 

449 

16 

62 480 

II ~311 

3 414 
9G4 

3 616 

66,1 
7,0 

176,7 

... 

... 

... ... ... ... 

... 

... 

... 

... 

... 

... 

... 

... 

... 

.. , 

... 

... 

... 

''' ... 
... 

... 

95 

171 
178 

... 

... 

... 

63 ()49 

8 713 

3 766 
I 250 
3 484 

i8,2 
8,-1 

217,3 

*) wird von nllcn Stallstischen Land(•sämtern im '' Zah1ensplegcl" verö!f~ntlichl 

1970/1971 

Dez. Januar 

192 191 
144 143 

23 874 23 204 
181,<1 160,8 
83.1 72,5 

34 29 

26,5 29,3 
10,8 10,9 
15,7 17,4 

107 102 
24 24 
83 78 

ISO 156 

38 35 

1 194 984 
142 124 

157 165 
116 118 

167 206 

185 176 
172 179 
121 126 

116 83 

96 

195 
208 

29·1 356 

537 55.1 

23 27 

61 784 GO 962 

7 739 5 019 

3 34!) 2 227 
836 813 

3 310 1 818 

69,8 41,9 
10,1 7,2 

372.,1 119,1 

1971/1972 

Febr. Nov. oe ... Januar Fehr. 

191 190 188 187 187 
144 143 141 130 139 

22 943 24 026 23 381 22 039 22 007 
154,4 188,0 187,6 170,1 166,0 

69,1 85,2 90,0 80,5 79,3 
26 23 21 15 15 

28,4 25,5 28,0 28,9 27,1 
10,1 6,2 6,2 5,a 5,6 
18,4 19,3 2J,8 21,2 21,5 

101 103 ns 98 96 
31 23 25 27 27 
70 80 73 71 70 

157 165 160 158 159 

34 41 3(1 37 33 

1 077 1 353 l 459 1 043 1 090 
133 226 192 125 137 

173 177 159 152 157 
123 115 115 110 114 

215 170 145 132 154 

192 190 187 179 174 
189 223 175 191 201 
124 150 137 123 126 

121 136 113 74 . .. 

95 

218 . 
234 

I 

310 315 334 413 344 

488 5411 579 681 I 571 

22 24 26 3(; so 

l 

GO 498 62 2 2 VI 6?3 60 048 59 971 

7 325 8 410 7 677 4 548 5 861 

3 181 3 675 3 484 2 107 2 86" 
I 200 I 248 I 040 796 I 05J 
2 735 3 :!95 2 984 I 5 l I 82 

58,7 77,5 '17, 40,!1 53,3 
6,0 lt!,5 11,2 8,2 8,~ 

134,0 241,3 429,5 163,4 l:ll ,0 

8) Betriebe mit Im allgemeinen I 0 und mehr Beschttfti'"tl'n; uhne Bauindustrie w1d ohne iiff~ntllchl' Gas-, Wasser- und l::lcktrlzltlltsw!•rk~ 
9) einschließllch gewerblicher Lehrlinge 

10) ein·' t Steinkohleeinheit (SKE) : 1 t Steinkohle Odl'r -bl'ikel\!l • I,U3 t StP.Inkohh·nkok.s = 1,45 t llraunkohlenbnketts " 3,tl5 t Rnhurnunkohle 
11) umgercclmel auf den Heizwert von 4 300 kcal/Ncbrn 
12) ohne Umsatz in lland.,lswnr<> und ohne Erlös<' nus Nd><mgl:'s.,h'lrten 
13) ohne handwerkliche Nebenbehiebe 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1970 1971 1970/1971 1071 / 1972 

Monnts- Dez. Januar Fcbr. 
durchschnitt 

'Sov. Dez. Januar Febr. 

rux:h: BauwirtsChaft und Wohnungsw~-sen 

Baugenehr.~igungen 
•Wohngebllode (nur Nr.u- und Wiederaufbau) Anzahl 884 977 468 504 698 879 675 587 896 

dnrunter *mit 1 und 2 Wohnungen Anzahl 787 865 417 450 621 760 569 519 784 

•umbauter Rllum I 000 cbm 911 1 096 441 576 898 1 021 D45 616 I 015 

.-v nnachl gtt'! reine Baukosten I 000 DM 115 158 157 576 59 800 77 273 123 120 149 092 146 506 96 273 152 862 

•wohnnllcbc l 000 qm 174 209 85 110 179 196 188 117 195 

*Nichtwohngeblude (nur Neu- und Wiederaufbau) Anzahl 181 !57 132 117 114 161 135 95 110 

•umhautc•· Rnum 1 000 Chlll 794 698 745 481 350 684 511 289 491 

*"eranschlngte reine Baukosten 1 000 DM 75 158 72 917 73 467 37 917 36 494 50 427 G1 818 31 910 50 327 

•Nutznl!che I 000 qm 142 126 117 87 64 117 107 56 88 

•Wohnung~-n lnsg samt (alle Baumaßnahmen) Anu.hl 2 357 2 880 1 095 1 562 2 442 2 698 2 659 1 628 2 113 

Baufertigstellungen 
Wohnungen 141 

Anzahl 1 837 2 356 12 074 718 749 1 929 16 212 973 650 

WohnrAume Anzahl 7 782 9 876 51 469 3 100 3 1J6 8 369 65 727 3 916 2 642 

HanJcl unu Gasrgc\\crbe 

• Auslulu 
*Au fuhr lnsg samt Mlll. OM 180,5 214,6 199,-l 152,4 173,5 280,2 228,0 165,4 

da"on GQtor der 
•Emlihrungswi rtschaft MUl. DM 23,8 29,2 28,9 19,3 26,1 28,9 36,3 30,9 

•gev. erblichen Wirtschalt Mill. l>M 156,7 185,4 170,4 133,1 147,4 251,3 191,8 134,6 

d4von *Rohstoffe Mill. DM 3,9 3,7 3,3 3,3 3,8 4,3 4,9 3,7 

•Halbwarcn M1ll. DM 12,8 11,5 14,7 10,4 12,4 7,5 10,6 6,S 

•Fertigwaren Mlll. DM 140,1 170,2 152,5 119,4 131,2 239,6 176,9 124,3 

davon •Vorerz<'ugnisse ~Ull. DM 14,3 15,7 15,6 12,6 15;1 14,7 16,7 13,6 

*Ender7.eugnissc MiU. DM 125,8 154,5 136,9 106,8 116,1 224,9 15!1,6 110,8 

nach nusgewllhlt<·n VerbrauchsUindern 

•EWG-LIInder Mill. DM 54,2 65,4 6S,2 50,8 54,1 65,6 74,3 r.o,s 
darunter Italien Mlll. DM 14,8 19,9 17,4 11,3 11,2 19,1 19,9 13,0 

Nieder land<> Mill. DM 18,9 21,9 20,7 15,f> 21,0 24,6 30,2 22,'1 

•EFTA-LIInder Mlll. IJM 55,3 58,6 53.0 39,0 47,9 110,5 64,2 42,6 

darunter D:lnemnrk Mlll. DM 11,2 17,0 15,4 12,4 14,2 12,0 15,8 10.8 

Großbrltnnnlen Mlll. DM 12,7 12,6 '1,3 4,3 9,0 68,2 7.6 5,1 

Norwegen MUl. DM 8,5 3,0 7,3 2,7 3,2 6,7 5,4 3,7 

Schweden Mlll. DM 8,8 8,3 8,9 6,7 6,3 8,1 9,5 9,2 

Handel 11 Bedln ('lest) 
•BezQge Schleawtg-Holstelns 1 000 T>M 32 072 32 015 26 966 30 015 30 876 31 003 33 571 

•Lt ferungcn Scbleswtg-Holsteins 1 000 DM 36 673 3G 934 37 393 34 7~9 34 660 45 225 35 265 

•Index der Elnzelhandclsums3tze 
(clnschll ßllch Mehrwertat u r) 1970 100 

• •Index der Gastgewerbeumsätze 
(elnschlleßllch Mehrwertsteuer) 1970•100 

Fremdenverkehr m l3G Benchtsgememden 
Fremdenmeldungen I 000 109 p 190 G7 61 69 p 77 p 66 p p 67 

darunter •von Auslnndllgllsten 1 000 20 p 19 9 6 7 p 9 p 7 p 6 p 6 

•Fremden b rnachtungen I 000 I 514 p I 546 222 216 233 p 260 p 225 p 222 p 238 

cbrunt r •von AuslandsgAsten I 000 41 p 40 18 13 14 p 17 p 15 p 13 p 14 

\'er kehr 

I 000 t I 320 1 253 1 034 1 096 
1 000 t 54'1 518 458 44'1 

1 000 t 259 253 315 20'1 238 206 195 
1 000 t 373 387 354 178 348 194 1'14 

•Zulassun en labukneuer Krafllahrzeuge Anzahl 7 61'1 8 001 7 152 5 865 7 617 

dllrunt r 
Kraftrlld r ( ns hl eh Motorroller) An ahl 24 16 11 5 29 

•P rsonmk aftwa n 15) Anzahl 6 1125 'I 126 6 386 5 195 6 837 

•Lilsl.kra!twag n Anzahl 502 471 466 398 447 

Strallcnverkehrsuntalle 
•Unfl!llc mit Personenschaden Anzahl I 404 l -136 1 594 1 102 1 040 1 488 I 1091 1 196 p 092 

•GctOtt te Pc•·aonen Anzahl 74 76 84 68 67 941 79 73 ll 45 

•verletzt Person n Anzahl I 933 I 972 2 200 1 484 1 424 2 025 I 8 '1 I &92 p 1 357 

*l wird von allen StntlsUschen Landesamtern lnl "Znhlcnsp•egel" verOllentlieht 
14) Zimm r mlt 6 und mehr qm Fllicho und nllc Küchen 15) Cinschllnßllch Kombinntlonskraftwagcn 
c)ist nb Janunr 1972 nicht mehr nach Ulndcrn gegliedert 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1970 1971 1970/1971 1971/1972 

Monats- Dez. Januar Febr. Nov. Dez. Januar Febr. durchsclm1tt 

Gdd und Kredit 
K red1te und E ml a2en 

161 

*Kredite 17) an l\1chtbankcn lnsgesamt 
(Stand am Jahres- bzw. Monatsendei r.uu. DM 16 1102 17 984 16 502 10 602 16 684 18 183 17 984 18 113 

darunter 
•Kr dito 17) an lnlllndische Nichtbank n Mlll. DM 17 28 17 411 

•kurzlrlstlgc Kredite (bis zu I Jahr) Mill. DM 3 933 3 958 
•nn lfntemchrncn, Prlva.tpersoncn Mlll. DM 3 904 3 813 
•an öffentllch Haushalte 1\1111. DM 29 145 

•mltt~llristlgc Kredite (1 bis 4 Jahre) Mlll. DM 1 432 1 417 
•nn Unternehmen, Pnvatpersoncn Mlll. DM 1 358 1 341 
•an ö!Centllche Haushalte Mlll. DM 74 76 

•langfristlgn Krcdlto (mehr als 4 Jahre) Mlll. D~f I I 915 12 0311 
•nn Unternehmen, Privatpersonen Mlll. DM 10 222 10 324 
•an öfCentllche Haushalte Mlll. DM I 603 1 712 

•Einlngcn und aufgenommen<! Kredlte171 von Nlchtb:mk n 
(Stand am J br S• bzw. tonnt ende) Mlll. DM 11 288 14 258 11 288 11 413 11 11 12 425 14 258 14 4 1 

•Sichtt'inlagcn und Tcrmln clder M!U.Dt 5 478 7 764 5 478 5 566 5 602 0 257 7 764 7 892 
•von Unt mchm n, Privatpersonen Mill. DM 3 870 4 487 3 870 3 954 3 58 4 524 4 487 4 623 
•von öffentlichen Hau hnlt n Mill. DM 1 608 3 277 1 608 1 612 1 643 1 733 3 2'17 3 269 

*Spar lnlagcn l\fill. 0 1 5 BIO 6 495 5 810 5 846 5 909 ll 40i1 6 559 • •b ! Sparknss~ Mlll. DM 3 686 4 049 S G86 3 697 3 735 • 04 4 070 4 103 

•Gutschriften auf Sparkonten 
(einschlleßl;ch Zlnsgutachri!tcn) r.uu. DM 818 353 633 417 303 

•Lastachr!rtcn auf Sparkonten l\'Ull. DM 274 296 349 381 240 

Zahlungsschwlerf&kelten 
*Konkurse 

(erorrnet und mnngnls Mnaso abgelehnte) Anr. .. hl 12 12 19 10 17 11 17 7 19 
•Vergleichsverfahren Ant.nhl 0,7 s 2 I 1 2 
,.WcchBelprot sto (ohne die bei der Post) Anzahl 449 357 415 341 297 306 334 ... I 

Wechselsumme Mill, DM 1,136 I,OG4 1,170 0,938 0,684 O,G2G 0,918 

~tc.:uern 

Steueraufko men nach Steuerauen 
•Gern nscluftsstcuera I 000 D f 224 573 .6G 920 491 530 36 935 234 720 297 510 

I 000 DM 152 308 IBG 345 40 '112 132 970 147 0 2 
1 000 DM 97 946 126 774 235 354 121 698 138 524 
1 000 DM 40 050 45 774 119 087 8 08G 6 240 
I 000 DM I GIS I 651 2 259 1 683 1 u66 
I 000 DM 12 699 12 147 52 012 1 504 '15:! 

•St ucrn vom Um atz I 000 !JM 72 265 80 583 82 817 103 9115 87 638 82 424 
•Umsntzst uer I 000 DM 52 564 50 882 GO 759 BG 215 69 143 GO 580 
*EinCuhrums .. tz t ucr 1 000 DM 19 701 20 702 22 059 17 750 18 495 21 844 • •nundcsstcu rn 1 000 DM 84 313 90 364 tOS 237 58 \08 68 324 83 945 122 5 62 768 

•z lle I 000 DM 8 419 9 428 8 899 8 236 7 501 10 395 10 2'lll 8 278 7 242 
•v rbrauchsteuem (ohne Dl< rat ucr) I 000 0 t 70 830 75 362 91 373 46 182 55 519 G9 397 !03 122 49 876 81 001 

Lan steuern I 000 DM 24 387 25 763 21 064 23 212 32 242 33 448 20 391 25 024 35 849 
•Vermllg nstcu r I 000 DM 5 607 5 272 2 201 I 644 13 O!l6 13 572 750 931 13 280 

Krortfah r~cugstcucr 1 000 DM 13 205 11 462 1S 074 16 301 13 115 13 728 13 846 17 92'1 13 8'19 
rateuer 1 000 l)l\1 988 1 013 1 007 966 460 969 953 I 025 644 

l ooo DM 12~ ~;~: 140 471~ 137 714 151 228 
1 oou DM 6 949+ 6 262 6 9ß0 
1 000 DM 21 027+ 22 200 21 890 20 777 

1 000 DM 74 721 + BG 516 84 726 
1 000 Dllf 10 846. 12 259 11 731 

202 0~9 308 246 192 964 176 760 
62 30~ 129 2'18 57 400 47 089 
50 586 5'1 972 72 775 61 346 

4 855 12 764 4 679 

St 301 327 167 369 ~176 2CS 
219 901 57 400 75 794 

47 597 82 077 68 228 
12 764 4 679 

•Steu.,retnnahmen der Gomeind n und 
117 429. Gemeindeverblinde 1 000 DM 185 026 180 '*45 232 356 

•Gcwcrb steu r nnch F.rtrag Wld 
52 182+ • Knpltnl (ncllo) 23) 1 000 DM ·13 261 52 978 31 068 

•Ant II on dc1· Lohn· und 
44 644. 87 810

1 
ver nlagten Einkommeost uer 1 000 DM 80 479 149 852 

FUa;;;;trn siehe nlfchstc 5 lle 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1970 1971 1970/1971 1971/1972 

1\ton:ltS· DI!Z. Januar Febr. 
durchschnllt 

Nov. Dez. Jan\lllr Febr. 

noch: Bau\\ irtsclufr und '-'i'ohnungswcsen 

Baugcneh lgungen 
•Wohngcblud (nur Neu- und Wil!deraufbau) Anzahl 884 977 468 504 698 879 675 587 89G 

cl:lrontcr •mit I und 2 Wohnungen Anzahl 787 865 417 450 621 760 569 519 "184 

•umbautt:'r R um 1 000 cbm 911 I 096 441 576 898 1 021 945 616 1 015 

•ver nscblagte rclne Baukosten 1 000 DM 115 158 157 576 59 800 77 :!73 123 120 149 092 146 506 96 273 152 862 

•Wohnfilchc 1 000 qm 174 209 85 110 179 198 188 117 195 

•Nlchtw<)!mgcbl!udo (nur Neu- und Wiederaufbau) An-zahl 181 157 132 117 114 161 135 95 110 

•umbnuter Raum 1 000 cbm 794 698 745 481 350 684 511 289 491 

•veranschlagte ,. lnc Baukosten I 000 DM 75 158 72 917 73 467 37 917 36 494 so 427 61 618 31 910 50 327 

•Nutzfll!che 1 000 qm 142 126 117 87 64 117 107 56 88 

*Wohnungen lnsgeumt (alle Baumaßnahmen) Anzahl 2 357 2 880 1 095 1 562 2 H2 2 698 2 659 1 628 I 2 7 3 

Bauferhestellun~en 
Wohnungen 

141 
Anzahl 1 837 2 356 12 074 718 749 I 929 16 212 973 650 

WohnrAume AnU!hl 7 782 9 876 51 469 3 100 3 116 8 369 65 127 s 916 2 642 

Handel und Gastgn\crbc 

• Ausfuhr 
*Ausfuhr insgesamt Mlll. DM 180,5 214.6 199,4 152,4 173,5 280.2 228,0 65,4 

davon GUter d r 
•Ernl!hrongswirtschalt Mlll. DM 23.8 29,2 28,9 19,3 26.1 2.8,9 36.3 30,9 

*11 werbUch n Wirtschaft Mill. DM 156,7 185.4 170,4 133.1 147,4 251.3 191,81 134,6 

davon •Rohstoffe Mtll. DM 3,9 3,7 3.3 3.3 3.8 4.3 4,9 3.7 

•Halbwnren l.tLU. DM 12,8 11,5 14,7 10.4 12,4 7,5 10.6 6.5 

*Fertigwaren Mlll. DM 140,1 I 170,2 152.5 119.4 131,2 239.6 176.3 124,3 

davon •Vorerzeugnlsse M!U. DM 14,3 15,7 15,6 12.6 15,1 14,7 18,7 13,6 

•Enderzeugnlsae Mill. DM 125,8 154,5 136,9 106,8 116,1 224,9 159,6 110,8 

nncb susgcwlhlt~>n Vcrbrnuchs14ndern 

•EWG-Lmd r Mill. DM 54,2 65,4 65.2 S0,8 54,1 65,6 74,3 60,5 

da run t r ltnll cn Mill. DM 14.8 19.9 17.4 11,3 11.2 19,1 19,9 13,0 

N edcrlande Mill. DM 18.9 21,9 20,7 15,5 21,0 24,6 30,2 22.7 

•EFTA·Liindcr Mill. DM 55.3 58.6 53,0 39,0 47.9 110,5 64,2 42.6 

daruni r Dllnemark Mlll. DM 11,2 17,0 15,4 12,4 14,2 12,0 15,8 10,8 

Großbritannien l.Ull. DM 12,7 12.6 7,3 4,3 9,0 68,2 7,6 !i,1 

Nurwegen r.nn. DM 8.5 3,9 7,3 2.7 3.2 6,7 5.4 ,7 

Scb-..eden Mill. DM 8,8 8.3 8.9 6,7 6,3 8,1 9.5 .2 

Handel mll Berlo~ (West) 
•B ::Og Schlcswig-llolat ins 1 000 DM 32 072 32 01:i 26 966 30 015 30 876 31 003 33 571 

•LI rerungen Schlcsv."ig-Holatelns 1 000 DM 36 678 36 934 37 393 34 7~9 34 660 4:1 225 35 265 

Index der Elnzelhandelsu sätze 
(einscbllcßllch Mehrwertsteuer) 1970•100 

e •Index der Gast2ewerbcumsatze 
(clnschlleBUch 1\t hrwcrtstcuer) 1970•100 

Fremdenverkehr 1n 136 Benchtsgememden 
*Frl"mdcnm ldungen 1 000 lß!l p 190 67 61 6~ p "17 p tl6 p 67 

d runt r *von Aus1nndsgli.sten I 000 20 p 19 !I 6 7 p 9 p 7 p 6 

Fr mdcnUb Inacbtungen I 000 I 514 p 1 546 222 216 233 p 260 p p 238 

darunter •von Auslnndsglst<'n 1 000 41 p 40 18 13 14 p 17 p p 14 

Verkehr 

Seeschllfahrt 
GUt rem !an 1 0001 1 329 1 253 1 034 1 096 

Güt rv raand 1 000 t 547 518 458 447 

Bmnenschlf ab-! 
•GQterrmpfong I 000 t 2 9 253 315 20i 238 250 195 

*G t rvenand I 000 t 373 387 354 178 348 359 174 

• Zulassungen labr il e er Krallfah zeuge Anzahl 7 817 8 001 7 162 5 865 7 G17 7 20 5 

darun r 
Kra t (~> nschl eh M t rroller) Anzahl 24 36 11 5 29 II 

•Pers n 1 raftwag n 15) Anzahl G 925 7 126 6 386 5 195 6 837 6 340 4 88 

• Lastkrn twagcn Anr. hl 502 471 466 398 447 490 88 

Sh aßenve~ eh rsun fälle 
UnCIUI 1nlt Personenscllsde>n Anzahl I 404 I 436 1 59~ 1 102 I 040 1 48ß 1 409 I 196 p 092 

•c töt tc Person~ Anznh1 74 76 84 68 57 94 79 73 p 45 

•V rletzte P rsoncn Anzahl 1 033 I 972 2 200 1 484 1 424 2 U25 1 887 I 592 p 1 357 

*I wird von oll n SULU tlachen Landt slimtem im" Zahlrnsplcge1" vcröffcntllcbt 
14) Zlmm r mit 6 und mr.br qm Fliehe und all<.> Küchen 15) einschließlich Kombinationskraftwagen 

c) Ist ab J onuar 1972 nicht mehr nach Lllndern geglledcrt 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
19'70 1971 1970/1971 19'71/1072 

Monats-
Doz. Januar Febr. Nov. D z. Janu;u- Fobr. durchscbnitt 

Geld und Kredit 
Kred1 te und Einla&en 

JQ 

•Krcdito 1 7) an Nlchtb:mk n tnagl!s:unt 
(Stand am Jahres- bzw. Monatsendc) Mlll. OM 16 602 17 984 

darunter 
16 502 16 602 16 684 18 183 17 98 18 113 

*Kredite 17) nn inlllndischr Nichtbank n Mill. DM 17 28 17 411 

*ku• z!rlsUgc Krcdne (bis zu 1 Jahr) Mlll. DM 3 933 3 058 
•an Unternehm.,n, Privatpersonen Mlll. DM 3 904 3 813 
•an öffentliche !lau halte 1\!111. nM 29 145 

•rnJttcUrlstlge Kredite (1 bis 4 Jahre) Mlll. 0'1 1 432 1 417 
•an Unternehmen, Pdvatpersoncn 1\hll. IJ!VI I 358 I 341 
•an IHfentllche Haushalte M1U. DM 74 76 

*langfristige Kredite (mehr als 4 Jahre) M1U. DM II 915 12 038 
•an Unternehmen, Privatpersonen MlU. DM 10 222 10 324 
•an llffentllchc Haushalt!.! Mlll. DM I 693 t 712 

*Einlagen und aufgenommene Kredlte11) von Nichtbanken 
(Stand m J hr s- bzw. l\1ormtsendc) Mlll. DM 1t 288 t4 258 11 288 11 413 11511 t2 425 14 258 14 45t 

•Slchtelnlagen Wld Tcnnlngcldcr MJU. DM 5 478 7 764 5 478 5 566 5 602 6 257 7 764 7 892 
•von Unternchm~n. Privatpersonen MIU. DM 3 870 4 487 3 870 3 954 3 05B 4 524 4 487 4 623 
•von l!trcntllchen Haushalten MlU. DM 1 608 3 277 t 608 I 612 t 643 I 733 3 277 3 269 

•Spar lnbgcn Mlll. DM 5 BIO 6 495 5 8t0 5 846 5 909 6 16B 6 495 6 559 e *b<>i Sparknasen Mill. DM 8 686 4 049 3 686 3 697 3 735 3 852 4 049 4 070 4 103 
•Gut11chriftcn auf Sparkonten 

(elnachlloßllch Zinsgutschritten} Mlll, DM 318 353 633 417 303 308 732 ... , 
*Lastschriften nuf Sparkonten Mill. DM 274 296 349 38t 240 278 40G .. , 

Zahlungsschw•erigkelten 
+Konkur~u 

(erötfnctc und mangels Masse augelchnto) Anznhl 12 12 19 10 17 11 17 7 t9 
+Verglc!chsverrah rcn Anzahl t 0,7 3 34~ I I 1 I 2 

•Wcd• clprotoste (ohne die bei der Post) Anzahl 449 357 415 21l7 306 334 
•Wcchsclsummc 1\llll. DM 1,136 1,064 t,170 0,9381 0,684 0,626 0,916 

Steuern 
Steuer ulko men nach Steuerauen 

•c m lnsc.huftaatMlem I 000 DM 224 573 266 929 49t 630 36 93!) 234 720 297 5t0 410 921 r350 22 245 170 

•st u rn v m E nkommen I 000 DM 152 308 t86 345 408 '7t2 t32 !170 147 082 215 087 324 015 r 20 708 147 563 
*l.obnst uer 18) l 000 DM 97 946 126 774 235 354 t2l G98 t38 524 t05 G38 t65 294 ~tot 803 t32 570 
•veranlagt Einkommensteuer 1 000 DM 40 050 45 774 119 087 B 086 6 240 6 104 144 156, 17 701 II 228 
*nlchtveran1agtc Steuern vom Ertrag 1 OoO DM I Gi3 I 651 2 259 1 683 l 566 4 048 1 094 2 231 895 
•Körp rschn tateuer 18) 1 000 UM 12 ll99 12 147 62 012 1 504 752 0 299 24 371 B 972 2 87t 

*St~:ucm vom Umsatz I 000 DM 72 265 80 583 82 817 103 965 B7 633 62 424 66 007 t29 514 97 607 
•Umsatzsteuer 1 000 DM 52 564 59 882 GO 759 66 215 69 143 80 680 05 466 109 630 75 008 
•I::Infubrumsatzst ucr 1 000 [)1\l 19 701 20 702 22 059 17 750 t8 495 21 844 20 540 t9 9B4 22 599 e • nundessteuern 1 000 DM B4 313 90 364 t08 237 58 108 08 324 83 945 122 593 62 7Gil 93 486 

*ZOlle I 000 DM 8 419 9 428 8 B99 8 236 7 501 10 395 10 235 8 278 7 2-12 
+Verhrauc·hstr unm (ohne D!crsteucr) 1 000 DM 70 830 76 362 91 373 46 182 55 519 69 397 103 122 49 876 81 001 

Land sateucrn I 000 DM 24 387 25 763 21 064 23 212 32 242 33 448 20 391 25 024 3a 84D 
*VermOg"'•st<'uer 1 000 DM 5 G07 5 272 2 201 I t 644 13 036 13 572 756 931 13 280 

Kr rtrahrz ugateucr 1 000 DM t3 205 14 462 13 074 16 301 13 115 13 728 13 e•s 17 927 t3 879 
n rftt uer 1 llOO OM 988 1 013 t 007 9GB 460 969 953 I 025 644 

I 000 UM t25 32!1 140 47t: 137 714 t51 228 
1 000 DM 7 232 6 949+ 8 262 6 9GO 
1 000 DM 21 027+ 22 200 21 890 20 777 

1 000 DM 74 721 + 86 616+ 84 726 
1 000 DM 10 846 t2 259 11 731 

Sleucrverlellurt auf d•c Geblctskofl)erschaften 
*St uorelnrmhmen des Dundes 1 000 DM 202 059 227 530 308 246 192 964 176 760 

• Ant<"ll an c! n t u m vom Einkommen 1 000 DM G2 305 74 647 129 273 57 400 47 089 
•Ant II an d n St u m vom Umsatz 1 000 DM 50 686 56 403 57 972 72 775 61 346 
•Ant 11 nn t 000 DM 4 B55 6 110 12 764 4 679 

Str u r ionahmen d 1 000 DM t40 434 t74 664 101 327 t67 3(i9 176 265 
•Ant 1 an d n t u m vom Einkommen 1 000 DM 69 857 BG 168 219 90t 57 400 75 794 
•Ant 11 an den St"uem vom l'msatz 22} 1 000 DM 41 334 56 603 47 597 82 077 68 22B 
*Antcll an der Ccw rbcsteucrumlage 1 000 DM 4 855 6 110 12 '164 4 679 

•St<'U()relnnnhmen der Gemeinden und 
Gcmcind.werbllnde t 000 DM I 17 429+ 185 026. 186 445 232 356 

*Gewerb• stcucr nach Ertrng und 
52 182. 43 261~ Kaplllll (notto) 23) t 000 DM 52 978 3t 068 

••\ntcll an dor Lohn- und 
vcranluutcn Einkommen tcuor t 000 [lM 44 644. 87 810. 80 479 !49 652 

Fullnotcn siehe nllchatc Seite 



Schluß: Monats- und Vierteljahreszahlen 

1970 1971 1970/1971 1971/1972 

Monnts-
Oe:t. Januar Febr. durchschnitt Nov. Ue:t. Januar Febr. 

Prci w 
Pretsindexztllem im Bundes&eblet 

Einkaufspreise fQr AuslnndsgOter 1962•100 107,2 ... 106,5 107,9 108,2 103,7 104,4 104,4 . .. 
Verk urspreise filr AusfuhrgUter 1962•100 116,6 ... 118,3 119,9 120,9 121,5 121,6 122,8 ... 
Grundstorrpreise 24) 1962•100 10~.3 105,2 103,4 104,0 104,1 105,4 105,6 105,8 ... 
Erzeugerpreise 

24 industriellE-r Produkte I 
241 1962•100 107,5d 112,~e 109,6 110,9 111,5 113,1 113,3 111,0 ... 

landw(rt&Chartllther Pt·odukte 1961/63•100 106,2 98,1 96,0 96,8 96,5 105,0 p 106,7 p 106,3 ... 
•Prdsindox fOr Wohngebäude, 

Bauleistungen am Gebäude 2~) 1962•100 147,4 162,7 155,8 166,2 ... 
Elnkau!spt·•·isc lundwlrtschaftllcher 

105,8d 110,8" B( triebsmittel (Ausgabcninde:x} 24) 1962/63•100 109,5 110,5 111,8 114,7 r 115,3 116,2 ... 
Einzelhn.nde1spre1se 1962•100 112,5 118,0 114,1 115,3 116,2 119,7 120,1 121,1 121,7 

•Pr lsindex fnr dlo Lcbenshaltung261 
1962•100 123,7 130,4 125,2 126,6 127,7 132,5 133,1 134,3 135,0 

da runter fOr 
•Nahrungs- und C nußmittel 1962 100 117,4 122,6 117,2 118,8 120,2 123,8 124,6 126,0 126,6 

Kleidung, Schuhe 1962 I 00 118,0 125,2 120,7 121,7 122,5 128,4 128,7 129,0 130,4 
Wohnungsmlottll 1962•100 168,5 178,5 172,2 173,3 174,4 181,8 182,2 183,4 184,3 
EI< ktrlzitlt, Gas, Brennstoffe 1962•100 124,4 131,0 128,1 129,5 130,3 134,3 134,9 I 137,5 138,9 
übrige Waren und Dienstleistungen 

• ror die llaushaltsfOhrung 1962 100 114,1 1!!0,6 116,6 117,4 118,1 123,0 123,3 124,1 124,5 

Lohn~: und Gc:halccr %\') 

Arbeiter m lndustne und Hoc~· und Tiefbau 
Bruttowochenverdienste 

•mllnnllche Arbeiter DM 297 337 322 344 
darunter •Facharbeiter DM 318 359 344 365 

•weibliche Arbeiter DM 178 198 185 2011 
da runter· •muso. rbeiter DM 173 193 181 201 

Bruttostund<'nverdlenste 
•mlinnllche Arbetier DM 6,55 7 ,48 7,15 7,78 

darunter •Facharbeiter DM 6,98 7,94 7,60 8,21 
•weibliche Ar~ltor DM 4,32 4,83 4,59 5,12 

darunter *1lll!sarbelter DM 4,17 4,68 4,47 4,99 

Be:zalütc Wochenarbeitszelt 
mlnnllchc Arbeiter Std. 45,3 45,0 . 45,0 44,3 
wclblld1e Arbeiter Std. 41,2 41,0 40,4 40,9 

Geleistete Wochenarbeitszeit 
mllnnllche Arbeiter Std, 41,3 40,0 40,9 40, 
weibliche Arbeiter Std. 36,8 35,0 3$,8 . 37,8 . 

Angestellte. Bruttomonatsverdtenste 
ln lndustrlo und Hoch- und Tiefbau 

Kaufmllnnischo Angestellte 
•mfinnllch DM 1 453 I 638 I 550 1 728 
•weiblich DM 9~6 1 076 I 016 1 146 

rechnlscha Angestellte 
• mAnnlieh 01\t 1 579 I 765 I 699 1 850 
•weiblich DM 966 1 osa 1 042 I 180 

in lfand<'1, Kred1t uud Versicheruugen 
Kaufmllnnlsche Angestellte 

•mllnnllch DM I 270 I 412 I 333 I 466 
•welbl!(h DM 795 OB~ 841 !107 

Technische Angestellte 
m nnllch DM I 437 I 598 1 614 I 649 
Wl'!bUc.h 1):\f (911) (991) . 

ln Industrie und Handel zusommen 
Kaufmllnnlache Angestellte 

m tnnllch DM I 329 1 484 I 404 I 546 
weiblich DM BJ9 938 893 974 

Technf ehe Angestellte 
m nnllch OM I 572 I 755 I 694 I 848 . 
weiblich DM !165 I 085 1 139 I 173 

•) wird""' ollen StaUstisch n Lnadeslmtern im "Zohlcnsplrgel" veröffenUlcht ") • ViertelJnhresdurchschnltt 

16) Die Angabe umfa cn dltl in Schlcswig-l!olsteln geh·g<men Nlederlasaungom d• r zur manntliehen BilanzstaUBUk herlebt nd n KN"dltlnstltute, 
ohne Lnndt>llZ ntrnlb nk, dlo Kredltgennsst>no;chaften (Haltr<>lsen), deren Bilanzsumme am 31. 12. 1967 WC'nlger als 5 M 11. DM b trug sowie 
ohne die I'ostacheck- und Postsparkassenämter 

17) einschließlich dur chlnufcndl'r Kredite 
18) nach Bl'rO<kslchtlgung der Einnahmen und Ausgaben aus der Zerhgung 19) Crundsteuerbetctllgungtibt•trfigl' abgPgllchl'll 
20) rinsthlicßllch Grt.mdst!'ucrbelhllfen fOr ArbetterwohnstllttPn 21) Cewcrbesteucrausgh·ichszuschOss" nhgo>gllch<·n 
22) Umsatzsteuer- Narh dt I' vorUlurtgrn Bemess1111g der L•mderant~>lle an der Umsatzeteuer gE>mäß S 2 und S 14 Aba. I des G('Bt tzes Ub.,,· .Jen 

Flnanzausglldch zwisch<'n Bund und Lindern vom 28. 8, 1969. F.tnfuhrumsatzsteut>r. Abschlagzahlung<·n gl'mUß § 2 Abs. 5 der ersten 
Verordnung zur DurchfOhrung <l~s Gesetzes Ober den Finanzausgleich zwischen Bund und Ulndern vom 30. I. 1970 

23) nach Abzug dt r GewerbOJ6teuerumlage 24) ohne Umsntz(Mehrwert)steuo>r 25) nur Neubau 
26) 4-P<rsonen-Arbl'ltno hmer-llaushalt mit- 1962 - rund 750 DM monatli~her Leb<'n&haltungsausgaben 27) Etr<'ktiVV('rdl<'nstl'. 

d) \\ lrtscha!tsjahr 1969/70 {Jull -Juni) e) \\'lrtschaftsJahr 1970/71 (.Juli -Juni) 



Jahreszahlen D 
erscheint im monatlichen Wechsel mit A 

Wolmungaweacn Ausfuhr Frcmdcnverkehr2 ) 

= fe:rtiggestellte von 
Meldwlgen Obcmnchtungm Bau Wohmmgen 1) Bestand in GOtem ln Jahr gcneh- Qll ins-

EWG-
LAnder der 

migte 
ins- im Woh- gesamt !.Inder der gewerbl. 

lns- Auslands- Jns- Auslands-Wob- sozialen m:ngen EFTA Wirt-
nungcnll ges:>mt Wob- ln Schaft 

g samt g ste I s mt gll.ste 
in in 

1 000 
nungsbau 1 000 

1 000 lnfo Mlll. DM in I 000 

1066 25 26 47 820 1 645 350 665 1 517 I 956 229 13 684 459 
1967 25 26 39 847 1 541 445 625 I 385 2 032 240 14 917 479 
1968 24 24 29 84Sa 1 005 545 667 1 722 2 048 238 I~ 602 473 
HlGO 28 23 24 8688 

2 !59 656 '107 1 901 2 151 235 18 856 486 
1970 27 21 19 8!l9a 2 166 651 664 I 880 2 256 236 18 079 499 

StraßenverkehrlnUl!lille So:r.i lhUfe 
K!z-ßcstand am I. 7. 

mit Personenschaden Sp:>r-
41 

Kriegs-
op r-einlagen 

rarsorge am lns- laufende HUre zum Jahr 
31. 12. Lcbensunt rhalt g samt 

lna- Kran- PkwS) Lkw in 
gesamt rllder 

UnfAlle GelOtete Verletzte 
Mlll. DM 

Aufwand Aufwand Em- Aufwand 
in ln pfAn er ln 

in I 000 Mlll. DM Mlll. DM in 1 000 Mill. DM 

1966 543 18 I 421 38 13 379 718 !8 019 3 668 104,5 I 38,7 35,6 14,1 
1067 6G9 12 451 37 14 297 742 19 243 4 158 112,6 40,3 37,5 13,5 
1068 590 10 478 38 14 877 769 

I 
20 246 4 744 117,8 39,7 34,0 12,7 

1969 636 8 516 39 15 15:!1 778 20 619 5 295 124,8 41,4 31,7 11.6 
1970 698 7 I 573 42 16 851 882 23 200 5 ßlO 148,4 4Q,3 ... 13,1 

Steuern Neuv rschulclung~) 

Jahr 

1966 
1967 
1968 
1969 
1070 

Jnhr 

Steuern vom Einkommen 
Steuereinnahmen 

Steuern 
vom ins-

des I des I• der 
Umaatz 

gesamt Bund a Landes Gemeinden 

1 911 982 441 680 1 215 
J 962 1 059 452 686 1 292 
I 964 l 161 479 586 1 442 
2 308 1 354 559 805 1 849 
2 425 1 685 690 867 1 805 

Preisindices 1m Bundesgehlot 

Erzeuge:rprclae 

du-

ror 
Wolut­

g b4ude 

1962:100 

ror die 61 Leb nahnltung 
1962•100 

ins­
g aamt 

Nah­
rungs­

und 

venuüagte 
Loh."l- Ein-
ateuer kommen-

steuer 

Mlll. DM 

598 517 
816 552 
701 571 
869 586 

J 152 481 

(ndustrl arbelter9) 

Bruttowochenlohn 

M!lnner Frauen 

Ver-
brauch-

Gewerbe- d 8 

steu m Lnndea 
steuern 

I 
646 814 1 950 
706 321 2 136 
749 340 2 1161 
795 409 2 431 
850 842 2 641 

Ulhnc und Gehfilter 

kautlnllnnlacbe 
Angestellte 

M!lnner Frauen 

d r Gemeind und 
Gemeindeverbände 

I 
Kredit-tns- markt-g amt 
mittel 

I 
1 323 971 
I 429 1 074 
1 461 1 Ol' 
1 580 1 10 
1 734 1 209 

1andwirt­
schafUlcher 

Produkte 
7)8) 

1961/63 
•100 

G 0-
auttcl ~------~------~-------L---D-~-,--L-------~-----------------

1966 
19 7 
1968 
1069 
1970 

105,8 
104,9 

99,3 
101,5 
107,5 

10 .s 
9,8 

102,6 
10 .2 

IJ8,5 
115,9 
120.8 
127,2 
147,4 

112,8 
114,4 
1]6,1 
119,3 
123,7 

112,0 
112,0 
111,1 
114,2 
117,4 

221 
223 
235 
259 
297 

135 
135 
143 
157 
178 

1 010 
I 048 
1 110 
I 208 
I 329 

630 
G 8 
7 5 
7 8 
839 

1) nur Errichtung neuer Geb •• udu 2) Frcmdcn~erkehr Jahre (Oktober des vorangegangenen bisS ptemb r des b zc ebnet n Jahres) 
3) elnschUrßllch Komb!n:ttlonskra!twagen 4) olute Postspareinlag n 5) oluto Kassenkredite 
6) 4-Personen-Arbultnehmer-Hnushalte mit mittlerem Elnkomm"n d s ullclnverdienP.ndcn Haushaltsvor tandcs 
7) nb 1968 olutu Umsntz( tehrwert)stcuer 8) W!rtschaftsjnhr Juli bis Juni 
9) einschUcßlich n'och- und Tlelbnu 10) I::ndg halt. Ortsklau A. Die Allgab n gelten filr Verhelrat t :mit einem Kind 
a) nuf der Grundlago d• r Wolutungszlblung !968! rtgcschriebcn 



Kreiszahlen 
DnvOlkcrung am 30, November 1071 

BevOlkerungsverAnderung KrnCtfahrz.eugbcstand 
lm November 1971 am I, Januar 1972 

KREISFREIE STADT 
Verlinderung 

Oberschuß Wandc- Bevolke-
gegenOber d r rungs- rungs-

Kreis Insgesamt Vorjahres-
Geborenen gewinn zunahme insgesamt Pkw2 l 

Vormonat oder oder oder 
monat I) Geslorbenl!n -verlust -nbnahme 

1n 'JI> 
(-) (-) ( -) 

FLE:-ISBURO 95 144 - 0,1 - 0,4 - 32 - 74 - lOG 24 855 22 548 

t--'1EL 269 723 - 0,1 - 0,6 - 110 - 271 - 381 71 457 64 803 

LUDECK 240 010 - 0,0 + 0,2 - 63 - 31 - 94 58 672 52 324 

1\'EUMÜ:-JSTER 86 306 + 0,0 + 0,3 - 5 10 6 23 979 21 344 

Olthma rschen 133 820 - 0,0 - 0,2 - 2 - 64 - 66 43 296 33 241 

Flensburg-Land '13 737 + 0,1 + 1,9 1 79 80 27 092 20 746 

ll:r.gt. Lauenburg 145 1'18 + 0,1 + 1,3 - 24 109 85 4S 329 35 095 

Nordfriesland 160 214 - 0,2 + 1, 7 42 - 427 - 385 54 044 42 350 

Ostholstein 181 961 - 0,1 + 2,3 - 6 - 266 - 272 55 114 4;> 424 

• Pinneberg 246 646 + 0,0 + 2,7 - 7 124 117 72 878 63 294 

PIOn 109 579 + 0,2 + 1,8 - 4 245 241 36 294 29 162 

R ndsburg- EckemCOrde 227 907 + 0,2 + 1,4 - 28 371 343 71 2'1'1 56 922 

Schlcswig 101 036 + 0,2 + 1,0 2 169 171 32 016 25 535 

Segeberg 175 250 + 0,3 + 4,4 26 447 473 64 662 S3 438 

Steinburg 133 273 + 0,3 + 0,6 - 27 451 424 ·10 877 32 609 

Stormnm 163 394 + 0,2 + 2,6 - 14 420 406 fil 14G 44 088 

Schle!IW!g-Holstein 2 543 180 + 0,0 I + 1,3 - 251 1 292 1 041 772 790 643 823 

Industrie l) 
Straßenvcrlcl'hraunl'lllle 

mil Personenschaden im Februar 19'12 
(vorllufige Zahl«!n) 

KREISFREIE STADT Beschäftigte Umsatz 4l 

Kreta Betriebe am !11, Januar 1072 lm 
Januar C:etatete51 

am 19'12 
UnCille Verletzte 

31.1.1972 
Anzahl 

Je 1 000 in 
Einwohner Mill. DM 

• FLENSBURG 70 8 301 87 43 32 - 36 

KIEL 146 31 857 118 125 104 2 142 

LOBECK 148 30 6G2 128 123 78 2 98 

NEUMONSTER 69 10 546 122 32 34 - 41 

Dithmarschen 57 5 978 45 76 55 6 81 

Flcnsburg-Land 32 047 13 6 44 I 70 

H:::gt. Lauenburg 94 9 398 65 38 46 3 61 

Nordfriesland 43 2 411 15 27 65 2 89 

Ostholstclo 73 5 642 31 35 75 4 101 

Pinneberg 224 24 250 I!B 136 102 3 131 

PIOn 48 2 669 24 15 34 - 52 

Rendsburg-EckernCOrde 122 11 581 51 51 82 5 125 

Schl SWIC 39 3 508 35 41 41 1 64 

5 geberg 165 13 408 77 80 08 5 95 

St lnburg 92 10 885 62 67 00 8 86 

Stormarn 121 14 566 89 149 'l2 3 85 

Schleswig-Uolsteln I 543 166 609 73 I 043 992 45 1 357 

I) nnch dem 0 bietsstand vom 30. November 1971 
2) elnschUeßllch Komblnntlonskrn!twsgen 
3) ß tri be mit im allgemeinm 10 und mehr lleschl!ftlgten; ohnv Bauindustrlc und ohne Ortentliehe Gas-, Wass r-und Elektrlzitatswerko 
4) ohne Umsatz. in HandclBware, ohne Erlöse aus Nebcngesch Cten und ohne Umsatz& teuer 
5) dnschl eßllch der Innerhalb von 30 Tagen an den UnCallfolgcn Yl'rstorbcnen Personen 
Anmerkung Eme aus!QhrllchcTabellc mit 131 Krclsznhlcn, die von nllen Statistlachen Landr.sllmtcrn gebracht WL'rdcn, rrschclnt in II rt 5 u. II 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevölkerung Beschä!- Kuhmilcherzeugung 

*Viehbestände am 30. September 1971 tigte im J anua.r 1972 
Offene auslti.n-

Veränderung Stellen disehe darunter 
Schweine 

Rindvieh am 3. 12. 1971 

Land gegenüber am Arbeit-
insgesamt 31. l. nehmer an kg MllchkUhe 

in I 000 vz vz 1972 1 000 t Meiereien je Kuh am 
insgesamt (einschl. am 

3.12.1971 1961 1970 in 1 000 31. l. geliefert und Tag Zugkabel 
1972 

ino,l. in 1 000 in,.. in 1 000 

Schleswig -Hol~;tcln 2 541 + 10 + 2 15 31 170 92 11,5 1 667 1 364 477 

Harnburg I 786 . 3 - 0 18 66 1 . .. 10,2 16 16 4 
Niedersachsen 7 177 ... 8 + 1 43 130 340 . .. 11,1 6 906 2 708 992 
Bremen 726 + 3 + 0 7 18 2 ... 11,2 8 JG 5 
Nordrhein-Wesl!alen 17 1ll + 8 + 1 130 623 227 ... 10,5 4 19!! 1 839 702 
Hessen 5 -18·1 + 14 + 2 45 264 100 ... 9,6 I 393 883 334 

Rhe:lnland- Pfalz 3 679 T 8 + 1 22 69 72 ... 9,3 741 686 252 
Baden-WUrttemberg 0 048 + 17 + 2 84 516 191 ... 8,8 2 107 1 788 718 
Bayern 10 671 + 12 + 2 77 340 526 ... 8,9 3 860 4 264 1 901 
Saarland I 123 + 5 + 0 4 28 8 ... 9,6 78 73 28 
BerUn (West) 2 087 - 5 - 2 16 76 0 ... 14,6 0 2 1 

Bundesgehlet 61 435 + 9 .;. 1 461 2 159 1 644 ... 9,8 19 985 13 638 5 414 

[ndustrie 1) Bauhauptgewerbe 
Wohnungswesen 

im Novrunber 1971 • 
Beschäftigte Umsatz2) Produk- Be schäftlgte zum Bau genehnugte fertiggestellte 

Land am 31. 12. 1971 im Dezember 1971 t.ions- am 30.11.1971 Wohnungen Wohnungen 
Index 3) 

je 1 000 Aus- 1962•100 je 1 000 je 10 000 je 10 000 lands- lm in 1 ooo Ein- Mill. DM 
um salz n~z. 

in l 000 Ein- Anzahl Ein- Anzahl Ein-
wolmer 

in% 1971 
wohner wohn er wohn er 

Schleswig -llolsteln 188 74 1 459 13 150 62 24 2 698 10,5 1 929 7,5 

Harnburg 20Q 112 1 770 l4 121 45 25 1 514 8,4 I 085 6,0 
Niedersachsen 788 110 4 655 22 131 177 25 6 705 9,4 5 369 7,5 
Brcmt!n 101 139 925 18 175 22 31 373 4,9 993 13,1 
Nordrhein-Westfalen 2 6•13 154 15 922 21 135 388 23 16 029 9,3 11 808 6,9 
Hessen 743 135 3 978 23 148 143 26 4 882 8,9 2 808 5,1 

Rheinland-Pfalz 406 110 2 822 22 228 88 24 2 988 8,1 2 210 6,0 
Baden-WUrtt<.>mberg 1 569 173 8 050 19 138 242 27 12 166 13,5 83:n 9,3 
Bayern l 373 129 7 137 19 153 309 29 ll 751 11,0 12 781 12,0 
Saarland 172 153 844 27 153 23 20 591 5,2 428 3,8 
Berlin (West) 2-13 117 1 415 10 142 45 21 I 318 6,2 2-172 11,6 

Bundesgebiet 8 426 137 48 977 20 149 1 544 25 61 015 9,9 so 220 8,2 

*Kf«-ß<'Stand4) Straßenvet·kehrsunfälle G) mit Bestand 

am 1. Juli 1971 PersonenschadC'n Im Dezember 1971 an Steuereinnahmen 
Spar-

71 
einlagen des I des I der 

Land Verun- am Landes Bundes Gemeinden 

insgt>samt PkW5) glUckte 30. ll. 

UnCiille Gctötctt> Verlebte je 1971 im 4. Vlertdjahr 1971 

100 in DM 

Unfälle je 
in 1 000 Einwohner in DM Je Einwohner 

s 1 wig- llo1steln 754 626 1 409 79 1 887 l-10 2 427 224 298 ... 
Harnburg 509 461 1 124 ·10 1 513 138 4 616 401 1 800 ... 
Niedersnchsen 2 110 1 734 3 776 316 5 016 141 2 972 240 260 ... 
Bremen 199 179 386 13 488 130 3 533 287 I 116 ... 
Jl:ardrh~>tn-Westfalc-n 4 638 4 085 8 282 406 10 907 137 3 469 269 421 . .. 
Ressen I 708 1 45.3 2 905 147 4 097 146 3 815 281 419 ... 
flheinland- Pfalz 1 liO 897 1 719 112 2 486 151 3 105 231 317 ... 
Baden-WUrtt<•mbe rg 2 789 2 320 4 216 238 6 116 151 3 600 287 4S7 ... 
Bayern 3 375 2 647 4 681 299 6611 148 3 576 253 338 ... 
Saarland 293 !!SG 531 34 754 148 2 833 233 2ßl ... 
Berlin (West) ·171 426 1 193 56 I 499 130 2 859 206 632 ... 
Bundesgebiet 18 028a 15 115a 30 222 I 740 41 374 143 3 417 26~ 434 ... 

*) An dieser Stelle erseheinen abwechselnd Angaben ilber Vlehhestllnde, Getrclde- und Kartoffe1ernte, Kfz-Bestand und Bruttoinlandsprodukt 

1) Beti·Lebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäftigten; ohne Bauindustrie und ohne öffentliche Gas-, Wasser- und Elektri zltlltsw<•rk~> 
2) ohne Umsat« fl1 ftnnde1sware, ohne Erlöse aus Nebengeschllften und ohne Umsatzsteuer 
3) von Kalenderunregt>lmlißigkcllen bereinigt 4) ohne Bundespost und Bundesbahn 
5) einschließlich Kombtnationskraftwagen 6) Schleswtg-Holstein endgOltige, Ubrige L1indcr vorläufige Zahlen 
7) ohnE' Postsparetnlagen 

a) einschlleßll<"h Bundespost und Bundesbahn: 70 707 Kf« und 20 859 PkW 



Inhalt der bisher erschienenen Hefte 

des laufenden Jahrgangs 

Heft/Seite 
Gebiets- und Bevölkerungsstand 

Altersaufbau der Bevölkerung . • . . 

Bevölkerungsentwicklung (Volkszählungen) 

Bevölkerungsvorausschätzung (Tell 2) • 

Land- und Forstwirtschaft, F1scherei 
Gemüseanbau 

Landwirtschaftliche Betriebe 1960 und 1971 

Sauwirtschaft, Gebäude und Wohnungen 
Wohnungen in Land und Bund 

Wohnungsmieten • • 

- entliehe Finanzen 
Personalstruktur öffentlicher D1enst (Tell 1) 

Umslitze 1970 . . . . . . • . . . . . . 

Versorgung und Verbrauch 
Essen außer Haus . • • • • • 

Langlebige Gebrauchsguter ln den Haushalten 

• 

1/10 

2127 

1/ 22 

3/ 65 

1/2 

2/34 

1/5 

3 57 

3 50 

1/17 

2/40 



0-4333 SCHLESWIG - HOLSTEINISCHE WIRTSCHAFTSKURVEN · B 
Die "Wirteohaftskurven" A und B erscheinen im monatlichen Wechsel mit untei'IIOhiedliohem Inhalt. Teil A enthAlt folgende 
Dal'lltellungen: Bevolkerung (Bevölkerungsstand, GeburtenUberechuß, Wanderungsgewinn bzw. -verluat, Zuzüge, Fortzüge, 
Geborene und Gestorbene); Arbeiterverd.ienste; Preisindex tdr die Lebe]llhaltung im Bund; Steueraufkommen; Kreditvolumen. 

INDEX DER INDUSTRIELLEN PRODUKTION' 

MASCHINENBAU ' 

I I I I I I I I f 

1m 

-1----!-----1----+----+---+-1962. 

BAUHAUPTGEWERBE 

I I I I I I I I t 

1972 

& I I I I I I I 

1972 

110 

110 

UMSATZ IN DER INDUSTRIE' 

1400 

1300 

1200 

1100 

1000 

900 

100 

100 

500 

$GO 

400 

300 

200 

100 

(Olme 8aa 11!111 E~~t~&fe) 

1'\11 
N ~ rJ UllHtllnsiUI"l 

JO u J'lil...,.r 

~ .......... 
Allsl.,._satz 

J"-/' 

mo 

:r 
11 I!' I I 
14 ~U~ 

I 

I 

11111111-011 

" I 
1\. /V 
I \1 f\ / 

~I ' V II 

I 
1\ " 

1\...-'r-J V '\ 

I 
1971 I 

SCHIFFBAU' 

lt72 

1400 

1300 

1200 

1100 

1000 

900 

100 

100 

500 

500 

400 

300 

200 

100 

!----1----t-1962. 100 110 

--+---+140 

NAHRUNGS· UND GENUSSMITTEL. 
-!---I--~--+---!---+--+1HZ.100 110 

--l-----t1i0 

-+---t140 

-+---t1ZO 

1-

I I I I I I I I I J.. 
1m I 



\ ~~ 
L_ 

• 
~~ 

• ,., 
• 

131 .... ~ 

\ ,.J.~ 
• 

101 ,b .... ~ \ • 
,tifl JjO 

• 
'~ • IJ..J 

'~ 
~ • 

Jjj 

135 

• 
1G3~ 

I Jo • • 
<.) 0 

• ... 
• 

/ "' • 1 
I ' • • 

• .. . 
• • 

• • • l 

H e r a u s g e b e r • StaUstisches Landesamt Schleswlg-Holsteln, 23 Kiel 1, Postfach· Mühlenweg 166. Fernruf (04 31) 4 07 1 1 
S c h r 1 f t I e 1 t u n g Amold Hainemann unter stllndiger Mitarbeit von Lleselotte Korscheya 

Druck · Schmldt & Klaunlg, Klei, Ringstraße 19 21 
B e z u g s p r e I s Einzelheft 2 50 DM Jahresbezug 25,- DM 

- Nachdruck. auch auszugswe1ae, Ist gern gestattet, wenn die Quel e genannt wird -

Postbezugspreis entfallt. da nur VerlagsstOcke Bezugsgabuhr wtrd vom Verlag eingezogen 
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